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Liebe Leserin, 
Lieber Leser,

Interviews sind für Journalistinnen und Journa-
listen immer spannend. Oft kennt man sein Ge-
genüber, und wenn nicht, dann beschäftigt man 
sich mit der Person ausführlich, dem Lebenslauf, 
den wesentlichen Stationen, inklusive der Höhen 
und Tiefen. In  dieser „teamwork“-Ausgabe kann 
die sprichwörtliche Ausnahme von der Regel 
nachgelesen werden: Mein Gesprächspartner ist 
Michael Häupl, und die Abfolge von Frage und 
Antwort ist fernab  jeder Routine. 

Häupl war als ehemalige Bürgermeister und 
Landes hauptmann der Bundeshauptstadt einer 
der mächtigsten Männer der Republik, galt als ei-
ner, ohne den in der Sozialdemokratie „gar nichts 

ging“. Er bestach in dieser Rolle mit seinem Zugang zur Macht, mit dem 
sprichwörtlichen Blick über den Tellerrand.

Michael Häupl, nun Präsident der Volkshilfe Wien, hat sich an sei-
nem Geburtstag für ein Interview zur aktuellen sozialen Lage in Ös-
terreich Zeit genommen. Die Antworten gehen wohl über seine nun-
mehrige Funktion hinaus. Welche Themen werden – und müssen – die 
politische Debatte bestimmen? Wie lauten die Zukunftsfragen, wie die 
Antworten? Dieses Interview ist auf den Seiten 8–10 nachzulesen.

Die Pandemie ist noch nicht vorbei. „Die sozialen Folgen sind eine 
Herkulesaufgabe“, schreibt Hans Holl (DA 115 – Soziales, Sozial- und 
Gesundheitsrecht) in seinem Beitrag auf Seite 13. In die gleiche Kerbe 
schlagen Stefan Rudolph (DA 129 – Ämter für Jugend und Familie) auf 
Seite 14 und Andreas Walter (DA 116 – Wiener Kinder- und Jugend-
hilfe) auf Seite 15. Sie berichten von den Auswirkungen der Krise auf 
die Familien und insbesondere auf die Kinder.

Und was macht unser Bundeskanzler? Er kündigt an, er verspricht. 
Beispielsweise im ORF-Sommergespräch eine Steuerreform für klei-
ne und mittlere Einkommen sowie eine Abgeltung der Inflation bei 
den Pensionen. „Wer finanziert Ihre Steuerreform, Herr Kurz?“, fragt 
 Manfred Obermüller in seinem Leitartikel auf Seite 5. Denn auf diese 
Frage liefert Kurz keine einzige Antwort. Er ist und bleibt ein blenden-
der Kommunikator, der viele verblendet (Seiten 6 und 7). 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen!
Bleiben Sie gesund!

chefredakteurin@fsg-hg1.at   
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Julia Fichtl
julia.fichtl@wien.gv.at
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B isher wurden vor allem die 
ArbeitnehmerInnen bei je-
der Krisenfinanzierung zur 

Kasse gebeten und Leistungen 
des Sozialstaats gekürzt – anstatt 
diejenigen, die durch die Krise 
 einen enormen finanziellen Vor-
teil hatten oder die Krise sogar 
verursacht haben. Diese Fehler 
der Vergangenheit dürfen nicht 
wiederholt werden.

Die aktuelle Diskussion um die 
Rahmenbedingungen der Arbeits-
losenversicherung zeigt jedoch, 
wohin die Reise nach Ansicht der 
türkisen Regierungsriege gehen 
soll. Die sogenannte „ausgaben-
seitige Sanierung“ ist aber der 
falsche Weg. Der Verdacht liegt 
nahe, dass einmal mehr die  Krise 
genutzt wird, um Einschnitte im 
Sozialstaat vorzunehmen und 
die Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen voranzutreiben. 
Dabei hat die Corona-Pandemie 
deutlich gezeigt, dass Länder mit 
funktionierenden Sozialsyste-
men und qualitativ  hochwertigen 
 öffentlichen Dienstleistungen 
besser durch Krisen kommen. Vor 
der Pandemie herrschte europa-
weit eine Sparpolitik mit Ideen 
aus der neoliberalen  Mottenkiste: 
Öffentliche Dienstleistungen 
wurden finanziell ausgehungert 
und privatisiert, Sozialleistun-
gen und Gewerkschaftsrechte zu-
rechtgestutzt. Das führte zu einer 

Krisenkosten 
 gerecht finanzieren
Die Corona-Pandemie hat nicht nur schwerwiegende gesund-
heitliche Folgen, sondern auch extreme Kosten verursacht.   
Die wichtigste Frage lautet darum: Wer bezahlt die Krise? 

sozialen Schieflage und zu massi-
ven Problemen bei der Pandemie-
bekämpfung. 

Verteilungsgerechtigkeit ...
Während der Pandemie wurden 
neben direkten Förderungen 
zahlreiche Steuersenkungen und 
Erleichterungen für  Unternehmen 
Realität. Nun fordern Unterneh-
mensvertreterInnen weitere Sen-
kungen bei Steuern und  Abga- 
ben – etwa die Senkung der Lohn-
nebenkosten. Massive finanzielle 
Zuwendungen also, die aus dem 
Staatshaushalt fließen bzw. flie-
ßen sollen, der zum überwiegen-
den Teil von den ArbeitnehmerIn-
nen finanziert wird.

Gerade die großen  digitalen Un-
ternehmen zählen zu den Krisen-
gewinnern. Amazon z. B. hat im 
zweiten Quartal 2020 den Umsatz 
im Vergleich zum Vorjahr um 40 
Prozent auf 88,9 Milliarden Dollar 
in die Höhe getrieben. Der Gewinn 
betrug 5,2 Milliarden Dollar, was 
in etwa einer Verdopplung ent-
spricht.  Weitere Gewinner sind 
Anbieter von Video konferenz-
Tools,  Plattformen für Lieferdiens-
te und digitale Dienste. Darum ist 
es nur gerecht, dass diese ihren 
Beitrag zur Krisenfinanzierung 
leisten, genauso wie sehr  große 
 Vermögen und Millionäre mehr 
zum Staatshaushalt  beitragen 
müssen. Auch ein effektiver 
Kampf gegen  Steuerhinterziehung 
und -vermeidung, vor allem auf 
europäischer Ebene ohne Blocka-
den der österreichischen Bundes-
regierung, gehört dazu.

... hat oberste Priorität
Die Einführung eines effektiven 
Mindeststeuersatzes für Unter-
nehmen weltweit muss vorange-
trieben werden. Ein adäquater 
Mindeststeuersatz von 25 Prozent 
und effektive Regeln zur lücken-
losen Umsetzung müssen rasch 
umgesetzt werden. Es ist wich-
tig, dass die Krisenbewältigung 
als eine Gelegenheit verstanden 
und genutzt wird, um das vor-
herrschende menschenfeindliche 
neoliberale Wirtschaftsmodell 
durch ein Modell abzulösen, das 
Mensch und Klima in den Mittel-
punkt stellt.

thomas.kattnig@younion.at

„Wir brauchen ein neues, faires und 
nachhaltiges Wirtschaftsmodell.“
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Thomas Kattnig
Bereichsleiter EU 
und Internationales 
der younion _ Die 
Daseinsgewerk-
schaft, Mitglied 
im Europäischen 
Wirtschafts- und 
Sozialausschuss
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Aktuell werden allein für 2020 Kosten 
von 22 Mrd. Euro an Krisenunterstüt-
zung für die Mitgliedsländer kalkuliert 
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Überschriften, Ankündigen und Versprechen sind keine Lösungen

Wer finanziert Ihre  
Steuerreform, Herr Kurz?

„Was Österreich jetzt dringend 
braucht, ist eine echte Umverteilung.“

Politik & Gewerkschaft

Leitartikel
5

Die Steuerreform muss – wenn sie eine 
Reform sein will – mehr Steuergerechtig-
keit bringen. Und wir müssen die Frage 
stellen, ob die Gehälter in vielen Bran-
chen nicht überhaupt zu gering sind. Die 
Rede ist auch von Einkommensgerechtig-
keit. Und sobald es um all diese  Fragen 
geht, neigt die ÖVP dazu, Gruppen ge-
geneinander auszuspielen: Flüchtlinge 
gegen Einheimische, Arbeitende gegen 
Arbeitslose, Arme gegen noch Ärmere. 

Herr Kurz, wie wär’s einmal mit Solida-
rität? Wie wär’s damit, einmal Fragen zu 

stellen: warum jemand geflohen ist, warum jemand 
ohne Arbeit ist, warum jemand in Not geraten ist? 
Was Österreich jetzt dringend braucht, ist eine echte 
Umverteilung. Nicht radikal, sondern gerecht. Das 
ist die wichtigste Anforderung an die Steuerreform. 
Die Kaufkraftverluste für jene, die am wenigsten 
 haben, müssen abgefedert werden. Offen bleibt nach 
wie vor die Frage: Wer finanziert Ihre Steuerreform, 
Herr Kurz? Die ÖVP wird dabei nicht umhinkom-
men, ihre Stammklientel „einzubeziehen“, denn 
sonst wird das mit dem Ausgleich nicht funktionie-
ren. Ans Werk, Herr Kurz!

manfred.obermueller@wien.gv.at

W ir leben in einer Zeitenwende: 
Fast fünfzehn Jahre liegen hin-
ter uns, in denen die Inflation 

kaum bis gar nicht zu bemerken gewesen 
ist. Die Preissteigerungen haben sich im 
Rahmen gehalten. Diese Epoche ist jetzt 
vorüber. Die Inflation steigt, das Leben 
wird nun deutlich teurer. Während ge-
rade die unteren und mittleren Einkom-
mensbezieherinnen und -bezieher in den 
vergangenen Jahren reale Kaufkraftver-
luste haben hinnehmen müssen, ist die 
Schere zwischen Arm und Reich noch 
weiter aufgegangen. Die Reichen werden 
auch in  Österreich immer reicher. Vor allem deshalb, 
weil Sebastian Kurz seine schützenden Hände über 
sie ausbreitet. Im Sinne von Vermögenssteuer: Si-
cher nicht! Und Erbschaftssteuer: Kommt gar nicht 
in Frage! 

Und genau dieser Sebastian Kurz ist es nun, der im 
ORF-Sommergespräch den Österreicherinnen und 
Österreichern verspricht, die Steuerlast in  Summe 
massiv zu senken – für die kleinen und mittleren 
Einkommen. Er möchte auch bei den  Pensionen 
nicht nur die Inflation abgelten, sondern bei kleinen 
Pensionen darüber hinausgehen. 

Klar ist: Sebastian Kurz will nicht unsozial  wirken 
und den gleichen Fehler begehen wie Wolfgang 
Schüssel seinerzeit. Das schadet seinem Image. Doch 
seine vielen Ankündigungen und Versprechen haben 
mit der Verbesserung des Lebens der Menschen gar 
nichts zu tun. Es sind nur Überschriften. Und auch 
der Pflegenotstand wird durch die Wiederholung der 
Ankündigung einer Reform nicht besser. 

Manfred  
Obermüller

Vorsitzender  
Hauptgruppe 1
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Startschüsse, Ankündigun-
gen, Versprechen,  zahlreiche 
Punkte-Pläne: Das ist türkise 

Politik oder eher Medien politik, 
wie wir sie kennen. Wann immer 
Sebastian Kurz etwas sagt, soll 
ganz Österreich darüber reden: 
Migration, EU, Klima wandel, 
COVID-19-Krise, Radikalisierung 
und vieles mehr. Und er weiß: 
Medien leben von Nachrichten. 
Sie sind wie Gefäße, die es zu 
befüllen gilt, „seine  Gefäße“, wie 

er uns glauben lassen will. Zu 
befüllen mit Nachrichten – jeden 
Tag aufs Neue. Medien leben von 
spektakulären Bildern und poin-
tierten Überschriften, die Lese-
rinnen und Leser fesseln. Und 
 Sebastian Kurz liefert. Regelmä-
ßig. Mehr als fünfzig PR-Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter sind 
Teil der türkisen PR-Maschine. 
Ihre Mission lautet: „Sebasti-
an Kurz first!“ Er – und nur er – 
muss in Szene gesetzt werden: als  
Macher, als Staatsmann, als Hard-
liner, aber auch als einfühlsamer 
Mensch, wenn es notwendig ist. 
Was für den Kanzler zählt, ist das 
Beherrschen der Überschriften 
und der Bilder. Seine Überschrif-
ten, seine Bilder sollen es sein.

So geht es dahin, in der  Republik 
Österreich. Tag für Tag, Monat 
für Monat. Kurz weiß, was auf-
regt. Kurz weiß, wie er Themen 
setzen muss. Und auch wenn er 
nur das sagt, was er bereits gesagt 
hat. Und vor allem wie er es sagt: 
Augenbrauen zusammenziehen, 
besorgt dreinschauen, Kopf leicht 
zur Seite kippen, getragene Stim-
me. Ganz und gar nicht angriffs-
lustig. Vielmehr zuhörend und in-
teressiert. Das erzeugt Empathie 
und Nähe. Er gestikuliert gerne, 
bleibt aber ruhig. Er wirkt insge-
samt zurückhaltend, gefasst, ir-
gendwie souverän.

Wenn er kein neues Thema hat, 
dann sagt er das, was er plant, was 

Die Verblendung
Sebastian Kurz besticht durch perfekte Medieninszenierung  
und große Ankündigungen. Doch hält er, was er verspricht?  
Über einen  „blendenden“ Kommunikator.

„Mehr als fünfzig PR-Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sind Teil der  

türkisen PR-Maschine.“
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er demnächst sagen werde. An-
kündigungen von Ankündigun-
gen. Ein Beispiel ist die „große 
Pflegereform“. Schauplatz Haus 
der Barmherzigkeit in Wien, 13. 
Jänner 2020: „Wir haben einen 
starken Sozialstaat, und da gehö-
ren das Altern in Würde und die 
bestmögliche Versorgung dazu“, 
sagt Bundeskanzler Sebastian 
Kurz vor den Medienvertreterin-
nen und -vertretern. Er verkündet 
den 5-Punkte-Plan zur Pflegere-
form in Österreich. 

Ankündigung der Ankündigung
Im Oktober 2020 erfolgt erneut 
die Ankündigung des Startschus-
ses zur großen Pf legereform. 
Dort sagt der Kanzler, dass die 
Schwerpunkte der Reform im 
Jänner 2021 genannt werden 
würden. Kleiner Schönheitsfehler 
am Rande: Die Finanzmittel für 
die große Pflegereform fehlen im 
Bundesbudget 2021. Aber Haupt-
sache, die Überschriften passen. 

Will Sebastian Kurz einer In-
terviewfrage ausweichen, dann 
bittet er „um Verständnis“ und 
erklärt, dass „man Dinge in  aller 
Ruhe vorbereiten“ oder „mit 
Nachdruck verfolgen“ müsse. 
Spontaner Humor ist ihm fremd. 
Man hat den Eindruck, dass es 
ganz egal sei, was er von Journa-
listinnen und Journalisten ge-
fragt wird. Er zieht seine Agenda 
konsequent durch. Unterbrochen 
wird er kaum, der Höfliche, der 
Anständige mit dem guten Be-
nehmen, der immer wieder be-
tont, niemanden „anpatzen“ zu 
wollen und andere Meinungen 
stets zu respektieren. 

Feel-Good-Kanzler
Kurz sagt das, was die Menschen 
hören wollen. Einfach und ver-
ständlich. In kurzen Sätzen. Er 
spricht vom „Licht am Ende des 
Tunnels“, vom „wunderschönen 
Sommer“, vom „Sieg gegen die 
Pandemie“, dass „Klimaschutz 
auch ohne Verzicht“ möglich sei 
und es keinen weiteren Lock-
down mehr geben werde. Ein 

„Seit Beginn der Pandemie ist der 
Vertrauensindex von Sebastian 
Kurz dramatisch gesunken.“

Feel-Good-Kanzler? Nicht nur. 
Österreichs Bundeskanzler ist 
auch ein Großmeister der „scho-
ckierenden Sager“ oder „echten 
Aufreger“. Er weiß, was er sagen 
muss, damit sich Medien tagelang 
daran abarbeiten und er Men-
schen in Diskussionen verwickelt. 
So sei er im Zusammenhang mit 
dem Klimaschutz nicht der Mei-
nung, „dass unser Weg zurück in 
die Steinzeit sein sollte“. Oder: 
„Ich bin nicht der Meinung, dass 
wir in Österreich mehr Menschen 
aufnehmen sollten, sondern ganz 
im Gegenteil.“ Was für Sager, was 
für Headlines!  

Umfragewerte sinken
Kurz hat im Gegensatz zu vielen 
anderen Politikerinnen und Po-
litikern ein echtes Gspür, einen 
Riecher für das Spiel mit medi-
aler Aufmerksamkeit. Er ist der 
Choreo graph, der die Schein-
werfer geschickt verschiebt, von 
einem Eck ins andere. Die Blicke 
der Journalistinnen und Journa-
listen sollen dem Lichtkegel fol-
gen. Seinem Lichtkegel, jedes Mal 
aufs Neue. Unangenehmes soll im 
Dunkeln bleiben. Wenn es für ihn 
eng wird, dann braucht es medi-
ale Nebelgranaten. Türkise Ab-
lenkungsmanöver. 

Kurz’ Taktik war bisher erfolg-
reich. Bisher. Denn seine Umfra-
gewerte sinken. Seit Beginn der 

Pandemie ist der Vertrauensindex 
von Sebastian Kurz dramatisch 
gesunken. „Er stößt mit seiner 
Kommunikation an seine Gren-
zen“, analysierte Peter Filzmaier 
in der ZIB 2 bei Armin Wolf nach 
dem ORF-Sommergespräch mit 
Sebastian Kurz. Eva Linsinger, 
stellvertetende Chefredakteurin 
des Nachrichtenmagazins „pro-
fil“, ergänzte: „Sebastian Kurz ist 
ein blendender Kommunikator. Er 
beherrscht die Kunst der schnel-
len Schlagzeile. Den langen Atem 
zum Umsetzen hat er bisher selte-
ner bewiesen. Jetzt wäre die Zeit, 
diese Überschriften auch mit In-
halten zu füllen.“ 

Zurück zur seit Jahren ver-
sprochenen Pflegereform.  „Papier 
ist geduldig. Die Pflege ist es nicht 
mehr“, sagt  C aritas-Präsident 
 Michael Landau. NGOs wie Volks-
hilfe, Hilfswerk und Caritas for-
dern die Bundesregierung auf, 
endlich zu handeln. Denn wer 
dauernd nur ankündigt, schürt 
Erwartungen. Es kommt die Zeit, 
da wird Sebastian Kurz liefern 
müssen. Verblendung durch ver-
blendende Kommunikation hat 
eben auch irgendwann Grenzen. 

chefredakteurin@fsg-hg1.at
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Im Gespräch

teamwork: Warum hast du dich 
entschieden, nach deiner politi-
schen Karriere Volkshilfe- 
Präsident zu werden?
Michael Häupl: Das hängt mit 
zwei Dingen zusammen. Das 
 erste ist meine grundsätzliche 
 politische Auffassung, die ich 
über Jahrzehnte internalisiert 
 habe. Nämlich, dass die  soziale 
Frage die zentrale Frage des Le-
bens ist, insbesondere für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. Und der zweite Punkt 
war, dass ich ungefähr ein Jahr, 
nachdem ich aus dem Amt aus-
geschieden bin, doch erheblich 
schwer erkrankt bin, was mir drei 
Monate Krankenhausaufenthalt 
einbracht hat. Und da hat man 
viel Zeit zum Nachdenken. Als 
ich nach der Reha wieder zurück-

Die Grundfrage bleibt  
die soziale Gerechtigkeit
Warum Klimapolitik vor allem Sozialpolitik sein muss und was er von der 
Performance der Bundesregierung hält, erläutert Michael Häupl, Präsident 
der Volkshilfe Wien, im Interview mit Karin Zauner-Lohmeyer.

gekommen bin, hat man an mich 
die Idee her angetragen, die Nach-
folge von Rudi Hundstorfer als 
Präsident der Wiener Volkshilfe 
anzutreten. Ich habe zugesagt, 
weil ich helfen möchte, die her-
vorragende Arbeit der Volkshilfe 
Wien sichtbar zu machen.

Denkst du, dass Spitzenpolitike-
rinnen und -politiker wirklich 
 wissen, was Armut ist? Und 
 welchen Zugang hast du zum 
Thema Armut?
Gregor Gysi hat einmal gesagt: 
„Ein sozial denkender Politiker 
muss nicht selbst arm sein.“ Es 
ist nicht schlecht, wenn man  eine 
solche Lebenserfahrung hat. In 
der Sozialdemokratie sind sicher-
lich die meisten der Leute nicht 
mit dem goldenen Löffel im Mund 

geboren worden. Bei  anderen Par-
teien ist es mit Sicherheit nicht 
so. Und das spiegelt sich in der 
Grundhaltung zur Lösung von 
 sozialen Problemen wider.

Wie bewertest du die Armuts- 
und Sozialpolitik der österreichi-
schen Bundesregierung?
Ich will den beiden grünen Sozial-
ministern zugutehalten, dass sie 
zumindest einen gewissen Zugang 
zu dem Thema haben. Armuts-
bekämpfung steht aber in Wirk-
lichkeit nicht auf der Agenda der 
türkisen Mehrheitspartei. Ganz 
im Gegenteil. Wir werden da  eine 
Zukunftsdiskussion haben. Es ist 
jetzt schon erkennbar, dass die 
Armut in der Gesellschaft zu-
nimmt.

Das Regierungsprogramm der 
Bundesregierung mit 232 Seiten 
beinhaltet drei Seiten zur 
 Armutsbekämpfung.
Ich kenne das Regierungspro-
gramm. Ich wäre nicht unzufrie-
den, wenn in den drei Seiten was 
Substanzielles drinnen stehen 
würde. Das wäre schon was. Es 
sind aber drei Seiten ausschließ-
lich Plattitüden. Alles, was ich 
drinnen lese, erinnert mich ein 
bisschen an Marie Antoinette: 
„Wenn sie kein Brot haben, dann 
sollen sie halt Kuchen essen.“ 

Es gibt nun engagierte Klimaziele 
für Europa. Doch wer soll die 
 Umstellung auf alternative Ener-
gieträger bezahlen?
Niemand von uns ist gegen Maß-
nahmen gegen den Klimawandel, 
nur das Ganze kann nicht von B
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Politik & Gewerkschaft

den sogenannten kleinen Leut’ 
finanziert werden – von den Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern in unserem Land. Wir brau-
chen einen ökosozialen Ausgleich 
durch eine Steuerreform, und wir 
müssen soziale Gerechtigkeit neu 
denken. Es geht darum, eine öko-
logische Steuerreform mit einer 
sozialen Steuerreform, im Sinne 
von Steuergerechtigkeit, zu ver-
binden: Indem man Erbschaften 
besteuert, eine Millionärssteuer 
einführt und auf EU-Ebene eine 
Finanztransaktionssteuer. Auch 
das Steuerdumping von Konzer-
nen darf von der EU nicht länger 
hingenommen werden. Dann sind 
die Dinge schon lösbar. 

Welche Themen sind in Zusam-
menhang mit Armutsbekämp-
fung aus Sicht der Volkshilfe 
 besonders wichtig?
Im Moment die Delogierungs-
prävention. Die Stadt wird Lösun-
gen für Gemeinde-Mieterinnen 

und -mieter finden. Wir  müssen 
uns aber vor  allem um die 
 Mieterinnen und Mieter am freien 
Mietwohnungsmarkt kümmern 
und massiv um den Kampf gegen 
die Kinderarmut. Kinder armut 
beenden ist ein österreichweites 
Projekt, das großartige Unter-
stützung gefunden hat – auch mit 
der Unterschriftenaktion, die wir 
zurzeit machen. Dieses  Thema ist 
mir besonders wichtig.

Sozialminister Mückstein hat 24 
Millionen Euro für Wohnungs-
sicherung in Aussicht gestellt …
Ich bin nicht undankbar, aber 
24 Millionen sind ein bisschen 
wie ein Tropfen auf den heißen 
Stein. Er hat es in diesem Punkt 
nicht leicht mit diesen rabiat 
Neoliberalen, was das betrifft, 
und ansonsten Rechtspopulisten. 
Aber auf der anderen Seite: Es 
hat den Grünen auch keiner an-
geschafft, in diese Regierung zu 
gehen. Und das Argument „Wenn 

es nicht wir wären, wären es die 
 Freiheitlichen“ nützt sich schön 
langsam ab. Es hat sicherlich  eine 
Zeit lang funktioniert. Irgend-
wie kann ich den Unterschied 
zwischen Herrn Kickl und Herrn 
 Nehammer nur mehr im ideolo-
gischen Überbau, nicht in der 
 Tagespolitik erkennen.

Zurück zu den Türkisen in der 
 Regierung. Warum denkst du, 
sind Sebastian Kurz und seine 
neue ÖVP so erfolgreich?  
Hast du eine Erklärung? 
Kurz hat die Wahl gewonnen, 
aber das war’s auch schon. Die 
Frage ist ja, was kann man an 
Veränderung in der Gesellschaft 
erreichen, dass es eine gerechtere 
Gesellschaft, eine freiere,  eine de-
mokratischere Gesellschaft wird. 
Ich sehe, dass Reiche  reicher und 

„Wir brauchen einen ökosozialen 
Ausgleich durch eine Steuerreform.“
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Arme ärmer werden. Ich sehe 
das Gegenteil von einer freie ren 
Gesellschaft. Da meine ich jetzt 
nicht die Maßnahmen gegen die 
Corona-Pandemie. 

Sondern?
Was ich meine, ist die Frage der 
Auseinandersetzung mit der 
Justiz, insbesondere mit der 
Staatsanwaltschaft und die Ein-
schränkungen im Bereich der 
Meinungsfreiheit. Es schaut alles 
ein bisschen nach Orban aus, aber 
nicht nach einer demokratischen 
Republik in der EU. Was noch da-
zu kommt, ist sein allgemeines 
Schimpfen und Schlechtmachen 
der EU. Und er hat die FPÖ in die 
Regierung geholt.

Was hast du dir eigentlich ge-
dacht, wie du unseren Vize-
kanzler Strache im Unterleiberl 
im Ibiza-Video gesehen hast? 
Ich war damals auf einer Veran-
staltung, gemeinsam mit dem am-
tierenden Bürgermeister.  Michael 
Ludwig sitzt neben mir und auf 
einmal gibt er mir kopfschüttelnd, 
leicht blass das  Handy herüber. 
Und ich sehe dieses Video, mein 
erster Gedanke war: Das ist ein 

 Fake! Das gibt es nicht! Mit Verlaub 
gesagt: So deppert kann niemand 
sein! Aber, es war umso schreck-
licher, als ich gesehen  habe: Ich 

habe mich geirrt. Schlimm genug, 
dass jemand, der so etwas von 
sich gibt,  Vizekanzler der Repu-
blik werden kann. 

Wir wissen, wo das geendet hat.
Und wir wissen, wer ihn gemacht 

„Ich sehe, dass Reiche reicher 
 und Arme ärmer werden.“

Armut & Kinderarmut abschaffen
Die Volkshilfe ruft ganz Österreich auf, Kinderarmut abzuschaffen. Denn 
seit Beginn der Pandemie haben vor allem Kinder besonders zu leiden. 
Unterstützen sie die Petition mit Ihrer Unterschrift oder Ihrer Spende:
https://www.volkshilfe.at/was-wir-tun/positionen-projekte/armut-
und-kinderarmut/

Mehr dazu auch auf unserer Seite zum Nachdenken auf Seite 24.

hat. Und den sollte man nicht aus 
der Verantwortung entlassen.

Neoliberale waren lange in der EU 
auf dem Vormarsch. Denkst du, 
dass es in Europa wieder einen 
Wandel hin in Richtung Sozialde-
mokratie geben wird? 
Davon bin ich vollkommen über-
zeugt! Die Grundfrage bleibt 
immer die soziale Gerechtig-
keit. Das ist der gemeinsame 
rote Faden, der sich durch alles 
durchzieht. Für den steht nur 
die Sozialdemo kratie. Ich kenne 
niemand anderen. Den Neolibe-
ralen ist es wurscht, den Rechten 
ist es sowieso egal. Sie wollen 
nur schauen, dass sie mit Popu-
lismus möglichst viele Unzufrie-
dene ansprechen können. Und 
da ist unsere Aufgabe, da sehr 
hart dagegenzuhalten, damit die 
Leute erkennen, wer der wirklich 
Schuldige ist und nicht auf solche 
 Typen hereinfallen. 

Und die Linken und Grünen?
„Linke“ Freunde werfen uns vor, 
die Sozialdemokratie sei der Arzt 
am Krankenbett des  Kapitalismus. 
Das mag schon sein. Ich sitze 
 lieber dort als Arzt, der den Men-
schen hilft, als jemand, der pseu-
do revolutionär, aber hilflos die 
Verhältnisse bejammert. Und die 
 Grünen sind für mich deswegen 
eine Enttäuschung, weil bei  ihnen 
die  Frage der Versöhnung von Öko-
logie mit der sozialen  Frage nicht 
erkennbar ist. Der soziale Ausgleich 
wird entscheidend sein, nicht nur 
in der Klimapolitik. Das sind die 
Themen felder, die die Sozialdemo-
kratie zu beackern hat. Und das 
stößt langsam und sicher auf Erfolg. 
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„Verantwortung für Österreich“ – so 
lautet der Titel des Programms 
der österreichischen Bundesre-

gierung. Verantwortung? Echt jetzt? Heißt 
Verantwortung nicht, jenen zu helfen, 
die sich selbst nicht ausreichend helfen 
 können? Ihnen eine menschenwürdige 
Existenz zu sichern? 

Wenn du dir aber das 232-  
seitige Regierungsprogramm 
an schaust, dann findest du 
nur drei Seiten, die sich ganz 
konkret mit Armutsbekämp-
fung auseinandersetzen. Jetzt 
könnte man meinen: Vielleicht ist Armut ja ein 
Randthema? Mitnichten! Rund 1,2 Millionen Men-
schen in Österreich – das sind 14 Prozent der öster-
reichischen Bevölkerung – sind armutsgefährdet. In 
Zahlen heißt das: Wer als Einpersonenhaushalt we-
niger als 1.238 Euro verdient, gilt als armutsgefähr-
det. Na Oida! Leb amoi mit so wenig Geld! Besonders 
betroffen sind Kinder,  Frauen im Alter, Alleinerzie-
herinnen, Langzeitarbeitslose und Menschen mit 
chronischer Erkrankung. Trotz Arbeit bleibt für viele 
am Ende des Monats kaum Geld übrig. Arme Men-
schen leben ungesünder, gehen seltener zum Arzt 
und sind häufiger chronisch krank. Dauerhaft arme 
Menschen sterben statistisch gesehen ganze zehn 
Jahre früher als Besserverdienende!

„Selber schuld!“
Für die Neoliberalen ist ja „jeder seines Glückes 
Schmied“! Daher sind Arme ja irgendwie auch selber 
schuld an ihrer Situation. Arme sind im neoliberalen 
Weltbild „Loser“, die „einfach nicht hackeln wollen“. 

„Sozialschmarotzer“, die auf Kosten der 
Gesellschaft – auf unser aller Kosten 
leben – so jedenfalls die Erzählung der 
Liberalen. Weitergedacht werden sie zu 
einer gesellschaftlichen Last degradiert, 
zu „Überflüssigen“, zu einer Gruppe, 
die „wir alle“ „durchfüttern“ müssen. 
Da kommt mir die Gänsehaut. All jene 
 Organisationen wie Volkshilfe, Caritas, 

Rotes Kreuz und viele mehr, 
die den Schwächeren der 
Gesellschaft helfen, werden 
dann oft noch als „Gutmen-
schen“ mit „Helfersyndrom“ 
belächelt. Sie springen aber 

genau dort ein, wo das Sozials ystem gravierende 
 Lücken aufweist.

Was Sebastian Kurz und seine Türkisen als „neue 
Gerechtigkeit“ verkaufen wollen, ist tatsächlich 
die Stigmatisierung jener, auf deren Kosten die Li-
beralisierung geht. Kürzung der Notstandshilfe, 
Umbenennen der Mindestsicherung in Sozialhilfe, 
Verschärfung der Zumutbarkeitsbedingungen für 
Arbeitslose etc. Macht euch selbst ein Bild! Parade-
beispiel für diese Denke ist die jüngste Maßnahme 
im Paket  „Armutsbekämpfung“: das bundesweite 
Kälte telefon. Da kannst du anrufen, wenn du einen 
obdachlosen Menschen bei Minusgraden auf der 
Parkbank sitzen siehst. Denn erfrieren soll in einem 
der reichsten Länder der Welt dann doch niemand. 
Das wäre nicht gut für den Wirtschaftsstandort 
 Österreich.

„Armut statt  
Arme bekämpfen.“

Die „neue Gerechtigkeit“  
der türkisen ÖVP

Querraunzerin
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Dienststellen

Wenn die younion mit der 
Dienstgeberin dienst- 
oder besoldungsrecht-

liche Änderungen vereinbart, 
kommen sie am Legistikreferat 
der MA 2 nicht vorbei. Gerade 
einmal sechs JuristInnen decken 
dort das breite Spektrum im 
Wiener Dienstrecht ab: Dienst-
ordnung, Besoldungsordnung, 
Pensionsordnung, Nebengebüh-
renkatalog, Wiener Bedienste-
tengesetz und eine Vielzahl von 
begleitenden Verordnungen, Be-
schlüssen etc. sind ständig an 
neue Gegebenheiten anzupassen 
oder weiterzuentwickeln. Lang 
vorbei ist die Zeit, wo eine Geset-
zesänderung im Dienst- oder Be-
soldungsrecht eine Besonderheit 
war: Jährlich mindestens zwei – 
oft weitreichende –Dienstrechts-
novellen sind mittlerweile keine 
Seltenheit. 

Rechtsvorgaben verschrift-
lichen
Sobald sich die Sozialpartner 
(Dienstgeberin und Gewerkschaft) 
in Verhandlungen auf die wesent-
lichen Eckpunkte bei einem Vorha-
ben geeinigt haben, formulieren 
die KollegInnen der MA 2-Legistik 
die Gesetzesentwürfe sorgfältig 
aus. Buchstäblich bis zur letzten 
Minute wird mit äußerster Kon-
zentration an den Gesetzesent-
würfen und  -texten gefeilt. Erst 
wenn die  zuständigen Gremien 

die Neuerungen dann beschlie-
ßen, können sie auch formal in 
Kraft treten. Bei den oft halsbre-
cherisch kurzfristigen Terminvor-
gaben werden die sechs ExpertIn-
nen von drei weiteren KollegInnen 
unterstützt, die sich zuverlässig 
um die  Bürogeschäfte und die 
Administration  kümmern. 

Unglaublicher Zeitdruck
Die Corona-Pandemie fordert die 
ohnehin am Limit arbeitenden 
KollegInnen zusätzlich. An den 
mittlerweile ansehnlich gewach-
senen Corona-FAQs arbeiten sie 
unter extremem Zeitdruck, weil 
die bundesgesetzlichen Vorgaben 
oft in letzter Minute erfolgen.
Gleichzeitig sollen zahllose Aus-
legungsfragen, gesetzliche Ände-
rungen oder rechtliche Beurtei-
lungen ebenso dringend erledigt 
werden. Zum Drüber streuen wa-
ren „nebenbei“ große Gesetzesin-

itiativen auszutüfteln, auf die die 
younion  lange gedrängt hat: der 
Umstieg in das Wiener Bediens-
tetengesetz, die Altersteilzeit 
und das Mobile  Arbeiten – diese 
 dienstrechtlichen Meilen steine 
hat der Wiener Landtag dann 
auch im Juni 2020 beschlossen.

Eine solch hohe Arbeitsinten-
sität bewältigen die KollegInnen 
nur, weil sie neben ihrer  Expertise 
in ihrem Aufgabengebiet auch 
große Leidenschaft einbringen. 
Beruflich nehmen die KollegIn-
nen die Rolle der Arbeitgeberin 
Stadt Wien ein – die Kompetenz 
und den fairen Dialog mit den Ex-
pertInnen der MA 2-Legistik weiß 
aber auch die andere Seite der 
Sozialpartnerschaft, die younion 
und die Hauptgruppen, sehr zu 
schätzen.  

angelika.schleinzer@younion.at

Die Schmiede des Dienst-  
und Besoldungsrechts
Die ExpertInnen des Legistikreferats der MA 2 brachten trotz der 
 Lockdowns punktgenau die Gesetzesinitiativen für Umstieg,   
Altersteilzeit & Co auf den Weg.

„An Gesetzesentwürfen wird oft bis 
zur letzten Minute intensiv gefeilt.“

Angelika Schleinzer
Vorsitzende DA 102 –  
Personal
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Die younion als Sozialpartnerin schätzt die Expertise der KollegInnen im 
Legistikreferat der MA 2
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Dienststellen

Die MA 40 – Soziales, Sozial- und Gesundheitsrecht unterstützt die 
 WienerInnen bei sozialen und finanziellen Problemen. Spätestens im 
 Winter wird die Anzahl der Hilfesuchenden steigen.

„Der Unterstützungsbedarf   
aufgrund von finanziellen  
Problemen wird massiv ansteigen.“

In Österreich ist Armut weiblich – das ist leider traurige Tatsache!

T rotz der extrem kurzfristi-
gen Implementierung voll-
kommen neuer Arbeits-

weisen nach Ausbruch der 
Corona-Pandemie vor eineinhalb 
Jahren konnten die KollegInnen 
der MA 40 den Kontakt mit den 
KundInnen durchgehend auf-
rechterhalten. Als klassische, nie-
derschwellig agierende Dienst-
leistungsabteilung der Stadt Wien 
wickelt sie den Großteil der Kon-
takte mit den AntragstellerInnen 
persönlich ab. Durch die COVID-
19-Pandemie war ein persönli-
cher Kontakt aber nicht möglich, 
daher wurden die Kommunika-
tionswege situationselastisch ad-
aptiert – immer mit dem größten 
Augenmerk auf die Bedürfnisse 
der KundInnen.

Ungeahnte Ausmaße
Nach jedem Lockdown hatten 
Teilbereiche der MA 40 mit mas-
siven Arbeitssteigerungen zu 
kämpfen. 51.050 Anträge auf 
Entschädigung von Arbeitgebern 
nach der Absonderung von Ar-
beitnehmerInnen nach dem Epi-
demiegesetz mussten von den 
MitarbeiterInnen im Gesund-
heitsrecht bearbeitet werden, 
33.112 Bescheide wurden bis ein-
schließlich 17. Juni erstellt, wie 
aus der parlamentarischen An-
fragebeantwortung des Gesund-
heitsministers hervorgeht.

Soziale Auswirkungen ...
Bislang haben die COVID-19- 
Maßnahmen des Bunds einen 
Anstieg der Fallzahlen bei den 
BezieherInnen von Mindestsiche-

Soziale Lage ist  
eine Herkulesaufgabe

rungsleistungen verhindert. Die 
Anhebung der Notstandshilfe auf 
das Niveau des Arbeitslosengelds 
bis September, aber auch die 
Einmalzahlung von 450 Euro im 
September des Vorjahrs, ‚vertagt’ 
die sozialen Auswirkungen der 
Pandemie noch auf unbestimmte 
Zeit. Auch Mietzinsstundungen 
sowie der Aufschub von Delo-
gierungen sorgen noch für Ruhe 
vor dem Sturm. Und die Locke-
rung des Kündigungsschutzes in 
der kürzlich in Kraft getretenen 
 Phase 5 der Kurzarbeitsregelung 
wird sich auch erst in den kommen-
den Monaten bemerkbar  machen.

... kommen zeitverzögert
Die bisherigen Unterstützungs-
maßnahmen haben den Arbeits-
aufwand in der MA 40 bereits 
drastisch erhöht – aber die sich 
erst Schritt für Schritt auswirken-

den sozialen Folgen dieser Pande-
mie werden noch zur Herkules-
aufgabe für die KollegInnen der 
MA 40 werden. Denn nach jeder 
auslaufenden Bundesmaßnahme 
ist mit einer gewaltigen Steige-
rung an Wiener-Mindest-Siche-
rungs-(kurz: WMS-)Anträgen zu 
rechnen. 

Die KollegInnen werden ihr 
Bestes geben, um all jenen rasch 
zu helfen, die unverschuldet an 
den wirtschaftlichen Folgen der 
Corona-Krise zu leiden haben.

johann.holl@wien.gv.at

Hans Holl
Vorsitzender DA 115 –  
Soziales, Sozial- und 
Gesundheitsrecht
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Die 10 wichtigsten Kinderrechte gemäß der  
UN-Kinderrechtskonvention:

 ¾ Recht auf freie Meinungsbildung & -äußerung
 ¾ Recht auf Gesundheit
 ¾ Recht auf elterliche Fürsorge
 ¾ Recht auf gewaltfreie Erziehung
 ¾ Recht auf besondere Fürsorge & Förderung bei Behinderung
 ¾ Recht auf Spiel & Freizeit
 ¾ Recht auf Gleichheit
 ¾ Recht auf Bildung
 ¾ Recht auf Schutz im Krieg & auf der Flucht
 ¾ Recht auf Schutz vor wirtschaftlicher & sexueller Ausbeutung

Sie bilden die Basis der Kindeswohl-Definition im Wiener Kinder- und 
Jugendhilfegesetz und sind die Grundlage der Arbeit der Kinder- und 
Jugendhilfe in allen Bereichen.

Hauptgruppe 1

Dienststellen

Seit dem Ausbruch von 
 COVID-19 haben viele  Eltern 
ihre Arbeit verloren, finan-

zielle Krisen, prekäre Wohnsitua-
tionen und hoher psychischer 
Druck waren und sind die Folge. 
Die Einschränkung der sozialen 
Kontakte hat in vielen  Familien 
Konflikte ausgelöst, oft auch zu 
Gewalt geführt. Die Isolation 
während der Lockdowns und 
Schulschließungen hat bei vielen 
Kindern zu dramatischen psychi-
schen Belastungen geführt. Die 
MitarbeiterInnen der Kinder- und 
Jugendhilfe sind immer öfter 
mit psychischen Erkrankungen, 
Depressionen und Suizidgedan-
ken schon im frühen Kindes- und 
 Jugendalter konfrontiert. Der Wie-
dereinstieg ins  Schulgeschehen 
fällt vielen nun sehr schwer, diese 
Kinder und  Jugendlichen brau-
chen ausreichend Unterstützung.

Breites Aufgabengebiet
In der MA11 gibt es unterschied -
li che Angebote, um Wiener Fami-
lien zu entlasten. In den Familien-
zentren der MA 11 arbeiten 
So zialarbeiterInnen, Sozialpäda-
gogInnen und PsychologInnen. 
Sie bieten Eltern umfassende 
 Informationen, Beratung und 
Unterstützung bei allen Themen 
rund um die Geburt, in Erzie-
hungsfragen, bei wirtschaftlichen 

Die sozialen Folgen  
der Pandemie
Die emotionalen und finanziellen Mehrbelastungen durch die  
Corona-Pandemie haben die soziale Situation sehr vieler Familien  
und Kinder massiv verschärft. 

Problemen sowie bei Trennung, 
Scheidung und Kontaktrechtsfra-
gen. Durch fundierte Beratung, 
Vernetzung oder Intervention bei 
Institutionen können wirtschaft-
liche Krisen rechtzeitig abgewen-
det werden.

Existenzgrundlagen sichern
Die Rechtsvertretung der MA 11 
hi l f t bei der Durchsetzung 
von Unterhaltsansprüchen von 
 Kindern und bei Unterhaltsver-
einbarungen für minderjährige 
Kinder. Die KollegInnen bieten 
Hilfestellung bei der Feststel-
lung der Vaterschaft oder für das 
Durchsetzen von Unterhaltsvor-
schüssen. Auch die Beantragung 
des Wiener Familienzuschusses 
und Ansuchen auf Befreiung vom 
Essensbeitrag in Kinderbetreu-
ungseinrichtungen hilft, Familien 
finanziell zu entlasten.

Die Regionalstellen ‚Soziale 
Arbeit mit Familien’ in den Bezir-
ken sind erste Anlaufstellen für 
Kinder, Jugendliche und Familien 
in schwierigen  Lebenssituationen. 
Oberstes Ziel ist es, Kindern ein 
gewaltfreies, kindgerechtes Auf-
wachsen zu ermöglichen. Zu 
den Kernaufgaben gehören die 
Beratung und Vermittlung von 
Ressourcen bei Erziehungspro-
blemen und in wirtschaftlichen 
Notsituationen, Hilfsangebote in 
Krisensituationen sowie Sofort-
maßnahmen zum Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen bei akuter 
Gefährdung. Der Bedarf an den 
MA 11-Unterstützungsangeboten 
ist seit dem Ausbruch der Corona-
Pandemie in allen Bevölkerungs-
gruppen sprunghaft angestiegen.

stefan.rudolph@wien.gv.at
silvia.winand@wien.gv.at

„Obdachlosigkeit, Kinderarmut, 
 Gewalt und Vernachlässigung 

 müssen  minimiert werden.“

Stefan Rudolph
Vorsitzender- 
Stellvertreter  
DA 129 – Ämter für 
Jugend und Familie 
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Dienststellen

In der MA 11 ist  
Feuer am Dach
Ob Überstände, zu wenig Personal, hohe Burnout-Raten oder steigende 
Überstundenzahlen – die Situation in den Wohngemeinschaften und 
 Krisenzentren ist angespannt wie noch nie. 

Das Krisenzentrum soll ein 
sicherer Rückzugsort für 
Kinder sein, wenn es zu 

Hause nicht mehr sicher ist – tat-
sächlich müssen die Kinder im 
Krisenzentrum aber oft Gewalt 
durch tätliche Übergriffe von 
anderen Kindern erleben und 
körperliche Gewalt gegenüber 
SozialpädagogInnen mitansehen. 
Aufgrund des ständigen Überbe-
lags ist oft kein Bett mehr frei. 
Die Kinder müssen dann in zu 
kleine Zimmer „hineingestopft“ 
werden, haben kein richtiges 
Bett, kein Nachtkästchen, keine 
Nachttischlampe, nicht einmal 
einen Kleiderkasten. Manche 
müssen auf Matratzen am Boden 
liegen, immer wieder auch in Be-
sprechungszimmern. 

Außerdem mussten Wohnge-
meinschaften aufgrund von Per-
sonalmangel geschlossen und die 
Kinder aufgeteilt werden. 

Stadtrechnungshofberichte
Mit den veralteten Rahmenbe-
dingungen kann die MA 11 den 
KlientInnen nicht die Betreuung 
bieten, die sie dringend brauchen! 
2020 sind die Überstunden der 
MitarbeiterInnen, zusätzlich zur 
45-Stunden-Woche, auf 15.800 
angestiegen. Auch für die heuti-
gen Herausforderungen braucht 
es zusätzliches Personal. Obwohl 
der Stadtrechnungshof in zwei 
Berichten die Missstände aufge-
zeigt hat, gibt es  keine Aussicht 
auf Verbesserung. Gesetzeswidri-
ge Überstände, Nichteinhaltung 
der Ruhezeiten, Überstunden bei 

Teilzeitkräften, Überschreitung 
der Jahreshöchstarbeitszeit, kei-
ne planbare Freizeit und noch 
vieles mehr werden der Gewerk-
schaft täglich zugetragen. 

Falsche Investitionen
Mit der Investition in private Ein-
richtungen wird leider der falsche 
Weg beschritten. Die ständigen 
Überstandszahlen in allen Wiener 
Kinderkrisenzentren zeigen, dass 
diese Investitionen ohne Erfolg 
bleiben. Laut Vizebürgermeis-
ter Christoph Wiederkehr wurde 
erneut die Schaffung von zwei 
Wohngemeinschaften bei priva-
ten Trägern in Auftrag gegeben 
– diese decken gerade einmal den 
bestehenden Bedarf aufgrund 
der geschlossenen Wohngemein-
schaften ab. Außerdem soll ein 
überregionales „Spezialkrisen-
zentrum“ mit sechs Plätzen einge-
richtet werden. Auch das wird lei-
der keine Abhilfe schaffen, denn 
zu Spitzenzeiten werden schon 

jetzt die zwölf Kinderkrisenzent-
ren mit bis zu 15 Kindern belegt, 
obwohl sie für die Aufnahme von 
nur acht Kindern ausgerichtet 
sind. Diese sechs weiteren Plätze 
sind also viel zu wenig, um die 
Probleme der Krisenzentren zu 
lösen. 

Mehr Ressourcen 
 unabdingbar
Darum braucht die MA 11 drin-
gend mehr Personal, aber auch 
neue Konzepte für praktisch alle 
Bereiche. Eine Studie zur detail-
lierten Erfassung der Ist-Situation 
wäre hilfreich, um das ganze Aus-
maß der fehlenden Ressourcen 
sichtbar zu machen.

andreas.walter@wien.gv.at

„Das Kindeswohl ist aufgrund der 
ständig überhöhten Auslastung 
 gefährdet!“

Mit einem Anti-Stressball werden wir die Probleme nicht lösen können
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Andreas Walter
Vorsitzender  
DA 116 – Wiener 
Kinder- und  
Jugendhilfe
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Dienstrecht

Im Juni 2020 hat der  Wiener 
Landtag die langjährige For-
derung der younion nach 

Altersteilzeit im Dienstrecht 
beschlossen – auch um den 
Wissenstransfer zu unterstüt-
zen. Dieser kann allerdings nur 
dann funktio nieren, wenn neue 
KollegInnen bereits eingestellt 
 werden,  solange die erfahrenen 
KollegInnen noch im Dienst sind. 
Ein Generationenwechsel dieses 
Ausmaßes lässt sich nicht zum 
„Nulltarif“ bewältigen. 

Wie funktioniert Altersteilzeit 
für BeamtInnen und Vertrags-
bedienstete?

Im Wiener Dienstrecht gelten ab 
1.1.2022 Altersteilzeitregelungen 
wie sie in der Privatwirtschaft 
längst üblich sind. Wegen des be-
absichtigten Wissenstransfers ist 
nur die „kontinuierliche“ Alters-
teilzeit möglich (keine Blockvari-
ante). Wichtig: Auch für BeamtIn-
nen ist Altersteilzeit möglich, es 
gibt nur geringe Abweichungen, 

Altersteilzeit hilft  
beim Wissenstransfer
Die Babyboomer kommen ins Pensionsalter – in wenigen Jahren 
wird mehr als ein Drittel der KollegInnen in Pension gehen und 
enormes Fachwissen mitnehmen. 

die den Besonderheiten des Be-
amtenrechts geschuldet sind. 

Die Dienstgeberin übernimmt 
die Hälfte der durch die Teilzeit 
entstehenden „Lohnlücke“ als 
Lohnausgleich. Außerdem gibt 
es keine Einbußen bei Pension, 
Krankengeld, Arbeitslosengeld, 
Abfertigung alt und neu. Aller-
dings erfolgt der Lohnausgleich 
höchstens bis zur monatlichen 
ASVG-Höchstbeitragsgrundlage 
(2021: EUR 5.550) – und zwar so-
wohl für BeamtInnen als auch für 
Vertragsbedienstete.

Die wichtigsten Spielregeln:

 ¾ Anträge auf Altersteilzeit sind 
ab 1. Jänner 2022 möglich.  
Es besteht kein Rechtsan-
spruch auf Altersteilzeit!

 ¾ Der Antrag darf  frühestens 
fünf Jahre vor dem gesetz -
lichen Pensionsalter gestellt 
werden. (Achtung: derzeit 
noch unter schiedliches Pen-

sionsalter Männer – Frauen 
für Vertragsbedienstete! Für 
Beamtinnen und Beamte 
sowie männliche Vertrags-
bedienstete ist das gesetzliche 
Pensionsalter das 65. Lebens-
jahr, sie können also frühes-
tens ab dem 60. Lebensjahr 
Altersteilzeit nehmen.) 

 ¾ Vertragliche Bedienstete 
können eine Altersteilzeit nur 
in Anspruch nehmen, wenn 
die Stadt Wien Anspruch auf 
Altersteilzeitgeld (bei konti-
nu ierlicher Altersteilzeit) bzw. 
Teilpension (bei der erwei-
terten Altersteilzeit = bei 
Anspruch auf Korridorpension 
ab dem 62. Lebensjahr bei 
Männern) hat.

 ¾ Die Arbeitszeit muss mindes-
tens um 40 Prozent reduziert 
werden, maximal jedoch um 
60 Prozent. Bezogen auf eine 
40-Stunden-Woche bedeutet 
das: Vor Beginn der Altersteil-
zeit muss das durchschnitt-

Vereinbarte 
 Altersteilzeit in 

 Stunden

Prozentausmaß 
 Dienstleistung

Die volle  Lohnlücke 
(Reduktion der 

 Arbeitszeit) beträgt

Lohnausgleich 
durch  

Dienstgeber*)

DienstnehmerIn  
erhält *)

24 60 % 40 % 20 % 80 % (60 + 20)

20 50 % 50 % 25 % 75 % (50 + 25)

16 40 % 60 % 30 % 70 % (40 + 30)

Modellrechnung Lohnausgleich bei einem Beschäftigungsausmaß  
von 40 Stunden vor der Altersteilzeit:

*) maximal bis zur monatlichen ASVG-Höchstbeitragsgrundlage (2021: EUR 5.550)
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Dienstrecht

liche Beschäftigungsausmaß 
im Jahr vor der Altersteilzeit 
mindes tens 27 Stunden betra-
gen. Das niedrigstmögliche 
Beschäftigungsausmaß bei 
Altersteilzeit sind 16 Stunden.

 ¾ Die Altersteilzeit darf nur 
mit einem Monatsersten 
 beginnen, der mindestens drei 
Monate im Voraus liegt.

 ¾ Die Altersteilzeit darf höchs-
tens bis zum gesetzlichen 
Pensionsalter laufen (Be-
amtInnen: höchstens bis zu 
dem Zeitpunkt, an dem man 
80 Prozent der Ruhegenuss-
bemessungsgrundlage 
erreicht) – sie ist daher 

„Bei einem Generationenwechsel 
solchen Ausmaßes muss der 
 Nachwuchs rechtzeitig aufgebaut 
werden – sonst scheitert der 
 Wissenstransfer.“

maximal fünf Jahre lang 
möglich.

 ¾ Schon mit dem Antrag auf 
Altersteilzeit lösen Vertragsbe-
dienstete einvernehmlich das 
Dienstverhältnis zum gesetzli-
chen Pensionsalter (BeamtIn-
nen beantragen stattdessen die 
Versetzung in den Ruhestand).

Während der Altersteilzeit 
 verboten oder unzulässig sind:

 ¾ Mehrdienstleistungen 
 (Gleitzeitguthaben müssen bin-
nen drei Monaten eins zu eins 
in Freizeit ausgeglichen werden; 
es können daher auch keine 
Wahldienste geleistet werden.)

 ¾ Erwerbsmäßige Nebenbe-
schäftigungen (Achtung: 
Bestand vor der Altersteilzeit 
eine Nebenbeschäftigung, ist 
diese zu beenden!)

 ¾ Rahmenzeit für Freijahr/ 
Freiquartal, Karenzurlaube

angelika.schleinzer@younion.at

Vereinbarte 
 Altersteilzeit in 

 Stunden

Prozentausmaß 
 Dienstleistung

Die volle  Lohnlücke 
(Reduktion der 

 Arbeitszeit) beträgt

Lohnausgleich 
durch  

Dienstgeber*)

DienstnehmerIn  
erhält *)

24 60 % 40 % 20 % 80 % (60 + 20)

20 50 % 50 % 25 % 75 % (50 + 25)

16 40 % 60 % 30 % 70 % (40 + 30)
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Dienstgeberin

Wenn sich die Babyboomer-
Generation in den nächs-
ten Jahren endgültig in 

die Pension verabschiedet, findet 
ein Generationenwechsel enormen 
Ausmaßes statt. Denn etwa ein 
Drittel aller KollegInnen schei-
det in den kommenden Jahren 
aus dem aktiven Dienst aus. Da-
mit das gewaltige Erfahrungs-
wissen der älteren KollegInnen 
nicht unwiederbringlich verloren 
geht, braucht es ein Bündel an 
wirkungsvollen Instrumenten. 
Neben der Altersteilzeitregelung 
gibt es nun einen weiteren Bau-
stein, um den Wissenstransfer in 
den Dienststellen zu unterstüt-
zen: ein eigener, unter der Feder-
führung der Magistratsdirektion 
konzipierter Ausbildungsgang.

Arbeitsmarkt ist in Bewegung
Auf dem Arbeitsmarkt sucht  eine 
erhebliche Anzahl junger Arbeits-
kräfte, die bereits über eine ab-
geschlossene Berufsausbildung 
und/oder Berufserfahrung verfü-
gen, eine neue Stelle. In der Pan-
demie haben sich außerdem viele 
dazu entschieden, sich beruflich 
neu zu orientieren. Im Mai 2021 
hat daher Bürgermeister Michael 
Ludwig gemeinsam mit Personal-
stadtrat Jürgen  Czernohorszky 
und youn ion-Vors it zendem 
 Christian Meidlinger ein innova-
tives Kooperationsprojekt zwi-
schen der Stadt Wien, dem WAFF 

Im Kampf um die besten Köpfe machen sich maßgeschneiderte inner-
betriebliche Ausbildung und Qualifikation künftiger MitarbeiterInnen 
 bezahlt. Im September wurde ein vielversprechendes Projekt gestartet.

und dem FH Campus Wien vorge-
stellt: Jungen Berufstätigen zwi-
schen 19 und 30 Jahren wird eine 
für die Stadt Wien maßgeschnei-
derte Qualifizierung angeboten. 
Diese soll für Interessierte speziell 
in der Berufsfamilie „Verwaltung/
Administration Sachbearbeitung 
Spezialisiert“ die Chancen auf 
 eine spätere Anstellung erhöhen.

Anfang September startete der 
erste Lehrgang als Pilotprojekt. 
Die praktische Ausbildung findet 
direkt in den Dienststellen statt, 
zum Beispiel in der MA 01, MA 40 
oder MA 11. Die theoretische Aus-
bildung (Studienberechtigungs-
prüfung) erfolgt parallel dazu am 
FH Campus Wien und umfasst 
auch die Dienstausbildung an 

Innovatives Pilotprojekt für    neues Verwaltungspersonal

Dr. Friedrich Stanzel, FH Campus Wien (1. Reihe, 1. von links); Frau Mag.a Tanja 
Futterknecht, WAFF (1. Reihe, 2. von links) und Dr. Christian Wimmer, MD-PR  
(2. Reihe, 1. von rechts) mit den LehrgangsteilnehmerInnen beim Ausbildungs-
start im Festsaal des Wiener Rathauses 

„Es muss in jene investiert werden, die 
den Babyboomern nachfolgen sollen.“

Angelika Schleinzer
Vorsitzende DA 102 –  
Personal
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Dienstgeberin

der Wien-Akademie. Nach dem 
erfolgreichen Abschluss des rund 
14-monatigen Lehrgangs haben 
TeilnehmerInnen eine deutlich 
bessere Chance, wenn sie sich für 
einen Job bei der Stadt Wien be-
werben. Während des Lehrgangs 
besteht noch kein Dienstverhält-
nis zur Stadt Wien. Eine nicht 
unwichtige Besonderheit dieses 

Modells: Während der gesamten 
Lehrgangsdauer erhalten die Teil-
nehmenden ihr Arbeitslosengeld 
weiter, damit sind sie während 
der Ausbildungszeit automatisch 
sozialversichert. 

Innovative Ausbildung
„Die Stadt Wien erbringt auch in 
der Verwaltung hoch  spezialisierte 
Leistungen – vom Personalbe-
reich bis hin zu Tätigkeiten im 
KundInnenservice. Dafür müssen 
wir rechtzeitig engagierte Men-
schen ausbilden und haben des-
halb sozialpartnerschaftlich gute 
Instrumente entwickelt“, betont 
Personalstadtrat Czernohorszky, 
younion-Vorsitzender Christian 
Meidlinger ergänzt: „Die demo-
graphische Entwicklung in den 
Dienststellen verlangt innovative 
Strategien: Zusätzlich zur neuen 
Altersteilzeit soll dieses Projekt 
dazu beitragen, das Wissen in 
den Dienststellen zu halten, wenn 
die älteren KollegInnen in die 
wohlverdiente Pension gehen. Es 
muss schon jetzt in jene investiert 
 werden, die nachrücken sollen.“

Pilotprojekt gestartet
Vor dem Sommer wurden aus 
zahlreichen Bewerbungen die 
TeilnehmerInnen ausgewählt. 
Mag. Martin Wagner (MD-PR, 
GPE) leitet gemeinsam mit sei-
nem Team der Wien-Akademie 
das Pilotprojekt und ist von den 
Vorteilen dieses Instruments 
überzeugt. „Am 1. September 
sind wir mit 14 TeilnehmerInnen 
in mehreren Pilotdienststellen ge-
startet. Der theoretische Lehrplan 

ist auf eine zukünftige Anstellung 
bei der Stadt Wien ausgerichtet, 
und die Dienststellen können 
während der praktischen Ausbil-
dung potentielle künftige Mitar-
beiterInnen ‚kennenlernen‘.“ 

Potentielle MitarbeiterInnen 
kennenlernen
Die praktische Mitarbeit in den 
Dienststellen ist integraler Be-
standteil der Ausbildung. Wird 
eine Stelle frei, können geeigne-
te KandidatInnen nach Absol-
vierung der Ausbildung nahtlos 
übernommen werden. 

Bewährt sich das Pilotprojekt 
wie erwartet, lässt es sich weiter-
entwickeln oder auf noch mehr 
Kursgruppen ausweiten. Die 
 younion unterstützt die Weiter-
entwicklung dieses innovativen 
Projekts selbstverständlich sehr.

angelika.schleinzer@younion.at                 
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bei der Stadt 
Wien
Auftaktveranstaltung 
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Jugend

Seit Beginn der Corona-Pan-
demie ist das Interesse der 
Jugendlichen an der Politik 

nachweislich gestiegen. Sie waren 
vor allem von Schul-, FH- bzw. 
Uni-Schließungen betroffen, aber 
auch das Fehlen von Möglich-
keiten zum sich Treffen war ein 
großes Thema, weil Lokale, Bars, 
Clubs und Kulturveranstaltungen 
lange geschlossen halten mussten. 
Aufgrund des unfreiwilligen zu 
Hause sein Müssens haben viele 
begonnen, die politischen Ent-
wicklungen aufmerksamer mitzu-
verfolgen. In den sozialen Medien 
wurde wieder mehr über Politik 
diskutiert.

Erfreuliche Entwicklungen
Gleichzeitig hält der Trend an, 
dass sich junge Menschen von In-
stitutionen und Organisationen 
eher distanzieren – was Gewerk-
schaften vor neue Herausforde-
rungen stellt. Darum wollten wir 
durch eine Umfrage herausfinden, 
in welcher Form wir am besten an 
unsere Lehrlinge herankommen 
und diese zu aktiver Mitarbeit 
motivieren können. Zwischen 24. 
Juni und 9. Juli wurden 123 Lehr-
linge befragt. Über 50 Prozent 
der Teilnehmenden sind im ers-
ten Lehrjahr, was zeigt, dass vor 
allem bei den Jüngsten die Bereit-
schaft da ist, sich zu beteiligen.

Nur Interesse oder  
aktive Beteiligung? 
Auch wenn sich junge Menschen wieder vermehrt für Politik 
 interessieren, heißt das noch lange nicht, dass sie auch bereit 
sind, sich aktiv und ganz konkret zu engagieren.

Fast drei Viertel sind bereit, an 
Unterschriftenaktionen teilzu-
nehmen, fast 60 Prozent unter-
stützen Online-Aktionen. Am 
erfreulichsten aber ist, dass 59,2 
Prozent angaben, sich am Arbeits-
platz engagieren zu wollen. Diese  
steigende Bereitschaft zur aktiven 
Beteiligung beobachten wir auch 
in der Hauptgruppe 1 Jugend. 
Trotz der schlechten Erreichbar-
keit der Lehrlinge aufgrund von 
Corona konnten mehr als zehn 
neue FunktionärInnen angewor-
ben werden, die es kaum abwar-
ten können, aktiv zu  helfen.

Dieses Engagement kommt 
uns vor allem jetzt sehr gelegen, 

„Nicht vergessen: 29.11. bis 3.12.  Wahl 
der Jugendvertrauenspersonen!“

denn Ende November finden wie-
der Jugendvertrauenspersonen/-
rats(JVP/JVR)-Wahlen statt. Wir 
freuen uns über die neue Energie, 
die neuen Ideen zur Vertretung 
unserer Lehrlinge und jungen Ar-
beitnehmerInnen.

Jugendvertrauensperson 
wählen!
Aber auch du kannst mit deinem 
Kreuzchen dazu beitragen, et-
was zu verändern. Wir rufen dich 
auf, bei der JVP/JVR-Wahl deine 
Stimme abzugeben, damit wir 
FÜR DICH stärker werden!

melanie.orou@wien.gv.at  

Melanie Orou
Vorsitzende der 
Jugendvertrauens-
personen
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Behinderung

In der Stadt Wien sind ca. 
1.300 KollegInnen mit Behin-
derungen auf Dienstposten 

in den Dienststellen beschäftigt. 
Weitere 600 KollegInnen mit 
Behinderungen sind auf Dienst-
posten der Magistratsdirektion 
beschäftigt, welche den Dienst-
stellen zusätzlich zum Dienst-
postenplan zugewiesen und von 
der  Magistratsdirektion bezahlt 
werden. Bei letzteren handelt es 
sich um Dienstposten der soge-
nannten Sonderaktion für Men-
schen mit Behinderungen. Diese 
 Zweiteilung führt immer wieder 
zu gravierenden Problemen.

Bedienstete der Sonderaktion 
stehen einer Dienststelle zusätz-
lich zur Verfügung. Den Dienst-
stellen entstehen für diese Kol-
legInnen keine Personalkosten, 
dafür soll jedoch gewährleistet 
werden, dass behinderungsbe-
dingte längere Einarbeitungs-
phasen berücksichtigt werden 
bzw. nur solche Aufgaben von 
den KollegInnen zu erfüllen sind, 
die behinderungsbedingt mög-
lich sind. Eine spätere Einglie-
derung auf einen Planposten ist 
bei Erfüllung der Anforderungen 
möglich.

Die Hemmschuhe ...
Doch dieses Konzept funktioniert 
in der Realität nicht, denn die 
unterschiedliche Kostentragung 
führt zu falschen  Anreizen für die 
Dienststellen. In der Sonderakti-
on sind nur marginale Aufstiegs-
möglichkeiten vorhanden, weil 
Bedienstete bei guter Leistung – 
so sieht es das Konzept vor – auf 
einen Posten in der Dienststelle 
übernommen  werden sollten. Bei 

Zweiklassengesellschaft
Menschen mit Behinderungen, die am Arbeitsmarkt nur geringe 
Chancen hätten, wird im Rahmen der Sonderaktion ein Dienst-
verhältnis ermöglicht – mit wenig Chance auf Weiterentwicklung.

„Über Vielfalt darf nicht nur geredet 
werden, sie muss gelebt werden.“

hoch motivierten Bediensteten 
mit Behinderungen haben die 
Dienststellen jedoch leider oft 
kein Interesse, einen Dienstposten 
zur Verfügung zu stellen. Denn 
sobald der/die engagierte Kolle-
ge/in vom Sonderaktionsposten 
auf den Planposten aufrückt, ist 
es ungewiss, ob der Sonderakti-
onsposten überhaupt nachbesetzt 
wird und mit  welcher Qualifika-
tion. Die Gefahr, eine zusätzliche 
leistungsstarke Arbeitskraft zu 
verlieren, ist zu groß.

... rasch beseitigen
MitarbeiterInnen wiederum, die 
einen Planposten in einer Dienst-
stelle haben und die Einschrän-
kungen in ihrer Leistungsfähig-
keit erfahren, geraten oft massiv 
unter Druck, sich zu verändern. 
Dies scheitert jedoch in der Pra-
xis, da andere Dienststellen in der 
Regel nur daran interessiert sind, 
Menschen mit Behinderungen im 
Rahmen der Sonderaktion aufzu-
nehmen – da diese keine Perso-

nalkosten verursachen und den 
Dienstposten mitbringen.

Planposten für alle
Dieses zweigeteilte System führt 
zu strukturellen Diskriminierun-
gen auf verschiedenen Ebenen. Es 
ist höchste Zeit, dies zu ändern. Es 
braucht eine Verpflichtung,  alle 
MitarbeiterInnen mit Behinde-
rungen auf regulären Planposten 
zu beschäftigen. Zusätzlich soll 
ein gestaffeltes Anreizsystem eta-
bliert werden, damit auch Men-
schen mit Leistungseinschrän-
kungen eine Chance haben. Denn 
Diversitätsmanagement heißt, 
Vielfalt zu leben und zum Wohle 
aller konstruktiv zu nutzen – und 
diskriminierende Strukturen zu 
überwinden.

ruth.kaltenbacher@wien.gv.at
harald.castek@wien.gv.at

Harald Castek
Behindertenver-
trauenspersonen-
Landessprecher
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Bildung

A lle guten Dinge sind drei! 
Nach den Absagen im 
Frühjahr 2020, den Neu-

planungen im Herbst 2020 und 
der darauffolgenden Absage aller 
Termine ab Jänner 2021 arbeiten 
wir schon lange wieder an der 
Fortsetzung unseres Kursangebots. 

Planbarkeit im Fokus
Ab September 2021 werden die 
fehlenden Grundkurse 1 nach-
ge holt – allerdings mit einem 
ge änderten Setting. Die noch 
aus  ständigen Kurse werden aus-
schließlich in Wien stattfinden, 
in den Seminarräumlichkeiten 
der KSV-Sportanlage. Und aus 
 Sicherheitsgründen werden wir 
die Kurse mit einer stark verrin-
gerten TeilnehmerInnenanzahl 
abhalten. Der Abschluss ist für 
November 2021 geplant, danach 
soll es nahtlos mit den darauf 
aufbauenden Grundkursen 2 und 
3 weitergehen. Diese werden be-
reits bis Ende Juni 2023 durch-
geplant, damit wir die gesamte 
Ausbildung unserer Personalver-
treterInnen bis zum Jahr 2024 
abschließen können. 

Auch an Neuerungen bei den 
Lernhilfekursen sind wir dran. 
Parallel zur Einführung der mo-
dularen Dienstausbildung  hatten 
wir ja ein neues Konzept für 
die Lernhilfekurse für  unsere 
KollegInnen bzw. Mitglieder 
entwickelt. Die Umstellung be-
deutete einen deutlichen orga-
nisatorischen sowie zeitlichen 
Mehraufwand, den wir nun durch 
ein neues Bildungsprogramm 

Die Ausbildungen  
gehen weiter
Die COVID-19-Pandemie stellt uns nicht nur im Privat- und 
 Berufsleben vor große Herausforderungen, sie wirkt sich auch 
au f die Aus- und Weiterbildung aus.

technisch unterstützen bzw. er-
gänzen wollen. 

Coronataugliche Konzeption
Präsenzkurse bei der Aus- und 
Weiterbildung sind für unsere 
Vertrauenspersonen und Mitglie-
der das Um und Auf. Denn nur 
dabei ist es möglich, dass sich 
unsere KollegInnen über die He-
rausforderungen in den jewei-
ligen Dienststellen austauschen 
und ein für die (Gewerkschafts-)
Arbeit wichtiges Netzwerk auf-
bauen. Darum legen wir großes 
Augenmerk auf die Berücksich-
tigung aller Notwendigkeiten zur 
Einhaltung der vorgeschriebenen 
Corona-Schutzmaßnahmen.

Sowohl bei unseren Grundkursen 
als auch bei den Lernhilfekursen 
soll die digitale Kursform nur eine 
Ergänzung zu den Präsenzkursen 
darstellen, diese aber keinesfalls 
ersetzen. Da die Entwicklung der 
Pandemie aber nicht vorherge-
sehen werden kann, befassen 
wir uns trotzdem mit allen mög-
lichen Online-Alternativen, da-
mit unsere Vertrauenspersonen 
und Gewerkschaftsmitglieder 
ihre Ausbildung in dieser Periode 
abschließen können. Wie auch 
immer sich die Pandemie entwi-
ckelt – die Ausbildung wird statt-
finden.

guenter.unger@wien.gv.at
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Günter Unger
Vorsitzender- 
Stellver treter, 
Bildungsreferent 
und  Internationale 
Vertretungen 
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Frauen

Regina Müller 
Frauenvorsitzende 
sowie Referentin für 
Frauen, Jugend und 
Diversität
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Der derzeitigen Bundesregie-
rung sind Frauenthemen 
kein Anliegen. Zum Be-

kämpfen einer Krise braucht es ja 
auch nur richtige Männer. Oder 
war da noch was?

Gesellschaftspolitisch  relevante 
Themen werden schon seit  einiger 
Zeit komplett in den Privat bereich 
geschoben. Sei es die Gewalt an 
Frauen, das Thema Kinderbetreu-
ung, die Pflege von Angehörigen, 
das eklatante Auseinanderklaffen 
der Pensionshöhe zwischen Män-
nern und Frauen ... Ja – vieles ist 
Ergebnis persönlicher Entschei-
dungen. Diese Entscheidungen 
finden aber in einem Umfeld statt, 
und dieses Umfeld (mit)zugestal-
ten, ist die Aufgabe der Politik. 

Seit der ersten  türkis-geführten 
Regierung werden Frauenrechte 
Stück für Stück wieder in Frage 
gestellt. Nun bietet die Krise noch 
einen zusätzlichen Vorwand, um 
alte Frauenbilder wieder modern 
zu machen und uns zu suggerie-
ren: Wir haben jetzt Wichtigeres 
zu tun, als uns um Gleichstellung 
zu kümmern – stellt euch weiter-
hin hinten an. 

Aus den Augen, aus dem Sinn
Frauen und Frauenthemen ver-
schwinden vom Bildschirm und 
fallen so noch weniger auf. Die 
aktuelle Studie „Frauen-Politik-
Medien-2020“ stellte fest, dass 
die mediale Präsenz zu 77 Pro-
zent den Männern gehört und nur 
zu 23 Prozent den Frauen. Um die 
Studienautorin Maria Pernegger 

Wer wirklich die  
Scherben wegräumt 
Krisen bringen es mit sich, dass die Aufmerksamkeit auf einige  
wenige Dinge reduziert wird. Themen, die vorher schon im Abseits  
standen, finden in Ausnahmezeiten noch weniger Beachtung. 

zu zitieren: „Die Frauenpolitik ist 
eine Krisenverliererin.“  Frauen 
würden zwar mit 60 Prozent die 
Mehrheit in den  sogenannten 
„systemrelevanten Berufen“ stel-
len, seien aber medial nicht sicht-
bar, ist eine der zentralen Er-
kenntnisse.

Krisenverliererinnen 
Es sind Frauen, die auch in Kri-
senzeiten das Getriebe am Laufen 
halten – sie sind die viel zitierten 
Systemerhalterinnen. Ihre wirk-
liche Bedeutung wird jedoch 
 gerne negiert, wenn es darum 
geht, für Frauen auch etwas zu 
tun. Ein Danke, gut gemacht 
reicht garantiert nicht. 

Viele Frauen mussten im  letzten 
Jahr wegen Corona ihre Arbeits-
zeit reduzieren oder der Kinder-
betreuung wegen ihren Job ganz 
an den Nagel hängen. Anderer-
seits waren es vor allem Berufs-
gruppen mit einem signifikant 
höheren Frauenanteil – Pflege, 
Handel, Reinigung u. v. m. – die 
oft bis an die Grenze zum Burnout 

Arbeit, Homeschooling und Haus-
halt gemanagt haben.  Gleiche 
Entlohnung für gleiche Arbeit 
sowie gleich gute Weiterentwick-
lungsmöglichkeiten im Beruf sind 
dafür doch das mindeste! Oder 
nicht? 

Darum ist es nach wie vor wich-
tig, dass es Menschen gibt, die 
sich weiter für Gleichstellung 
stark machen – dass Frauenabtei-
lungen da sind und lautstark die 
Stimme erheben, wenn andere er-
schöpft verstummen. Und damit 
der Equal Pay Day im Spätherbst 
nicht aus der medialen Aufmerk-
samkeit verdrängt werden kann, 
um auf die noch immer bestehen-
de Lohnschere zwischen Mann 
und Frau aufmerksam zu machen.

regina.mueller@wien.gv.at

„Frauen sind die großen 
V erliererinnen in der Pandemie.“
Barbara Unmüßig, Politologin und  
Vorsitzende der Heinrich Böll Stiftung 
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Kinderarmut in Österreich

Im Jahr 2020 …

… waren 291.000  
Kinder und Jugendliche  
unter 18 Jahren armuts- 
gefährdet (18 %).

… machten Kinder und  
Jugendliche unter 18 Jahren  
knapp ein Viertel (24 %) aller  
Armutsgefährdeten aus.

… 10 % der Kinder  
unter 16 Jahren können sich  
mit Kosten verbundene  
Freizeitaktivitäten nicht leisten.

Im Vergleich mit der Gesamtbevölkerung sind Kinder mit höherer  
Wahrscheinlichkeit von Armut betroffen.

Quelle: Volkshilfe, Mai 2021; *) materielle Deprivation  (Entbehrung) beschreibt den Mangel an bestimmten Gebrauchsgütern  
und den unfreiwilligen Verzicht auf ausgewählten Konsum aus finanziellen Gründen.

398.000 
Kinder leben in einem Haushalt,  

in dem es finanziell nicht möglich 
ist, unerwartete Ausgaben  

zu tätigen, etwa für die Reparatur 
der Waschmaschine oder eines 

Kühlschranks.

281.000 
Kinder leben in Haushalten,  
die es sich nicht leisten können, 
auf Urlaub zu fahren.

184.000
Kinder müssen in feuchten  

oder schimmligen Wohnungen  
leben.

79.000
Kinder können es sich nicht  

leisten, jeden 2. Tag Fisch,  
Fleisch oder eine vergleichbare 

vegetarische Speise zu essen.

%

%

%

104.000
Kinder leben in einem  
Haushalt, der mit Zahlungen  
im Rückstand ist.

57.000
Kinder können sich keine  
Kleidung kaufen, wenn die alte  
abgenutzt ist.
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Nachdenk-Seiten

Echt gut!

„Ich wollte eigentlich immer etwas 
Anständiges machen und nicht 
 Politiker werden.“
Bundeskanzler Sebastian Kurz, ÖVP  
im Sommergespräch Anfang September

Politik & Gewerkschaft

Nachdenk-Seiten

„Fuck it – mach ma’s einfach …“
GR Ömer Öztas kritisiert die Stadtregierung 
mit zweifelhafter Wortwahl in der GR-Sitzung 
am 22. September beim Thema Änderung 
der Tarife für die Benutzung der städtischen 
Bäder 

EU ist auf 
 urbanem Auge 

blind
xxx

Michaela Kauer, MBA

Leiterin des Verbindungsbüros der Stadt 
Wien in Brüssel

Post aus Brüssel

Bunte Familien 
in Brüssel

Brüssel ist eine internationale Stadt. Drei von 
zehn Einwohner*innen kommen aus einem an-
deren Land, oft aus dem benachbarten Deutsch-
land, Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden 
und – die belgische Statistik zählt das dazu! – 
dem Vereinigten Königreich. Etwa die Hälfte 
 aller ausländischen Staatsbürger*innen kommt 
aus dem EU-Raum, allen voran Italien und 
 Rumänien; häufigste Nicht-EU-Herkunftsländer 
sind Marokko und die Türkei. 

Eine bunte Mischung aus 180 Nationen lebt in 
Brüssel. Viele sind mit Partner*innen aus einem 
anderen Land verheiratet, die Kinder wachsen 
oft zwei- bis dreisprachig auf. Und das nicht nur, 
weil Brüssel von vornherein zweisprachig ist. 
Familiengeschichten hier sind bunt, europäisch, 
international. Eine Oma in Tanger, eine Cousine 
in Paris, ein Neffe in Bristol. Mehrsprachigkeit ist 
kein Spleen, sondern etwas ganz Normales.

Nicht nur im Sommer ist daher alles rund 
um’s Reisen wichtig. Besonders, wenn sich 
 Corona-Auflagen mit noch strengeren Reisebe-
stimmungen als früher mischen – etwa bei Groß-
britannien. Es wäre schon leichter, wenn sich die 
britische Regierung zu einem klareren Status für 
„ehemalige“ EU-Bürger*innen, die noch immer 
auf der Insel leben, entschließen könnte. Noch 
wichtiger wäre, dass auch die österreichische 
Regierung anerkennt, dass Menschen durchaus 
mehr als eine nationale Identität haben können: 
mit einfacheren Regeln für Doppelstaatsbürger-
schaften. Das hilft nicht nur beim Reisen, son-
dern vor allem auch beim Leben der vielen ganz 
normalen, bunten, multinationalen Familienge-
schichten.

Michaela Kauer, MBA

Leiterin des Verbindungsbüros der Stadt 
Wien in Brüssel
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Bürgermeister Michael Ludwig, SPÖ, Anfang 
 September zur nicht abgestimmten Vorab-
ankündigung neuer Corona-Maßnahmen

„Wir sind in Wien keine nachgeordnete 
Dienststelle des Bundes. Ich bin kein Abtei-
lungsleiter der Bundesregierung, sondern 
im Zuge des Föderalismus ein wichtiger 
Bestandteil dieser Republik.“ 

„Ich kenne eigentlich keinen Bericht 
des Rechnungshofs, der sich mit dem 
Weltuntergang befasst. Wir rechnen 
auch nicht damit.“

Rechnungshofpräsidentin Margit Kraker im 
ZIB 2-Interview zur Kanzler-Kritik am 
 Rechnungshof während seines Sommer-
gesprächs

„Ein faktischer Zusammenhang ist ein-
deutig erwiesen als Gegenleistung für die 
Spende eines wohlhabenden Freundes.“
Richterin Claudia Moravec-Loidolt in der Urteils-
begründung für den ehemaligen Vizekanzler 
und FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache

Echt böse!
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Dipl.-Ing. Bernhard 
Jarolim 

Neuer Wiener Stadtbaudirektor

Bernhard Jarolim begann seine Berufs-
karriere nach dem Studium der Land-
schaftsökologie und Stadtgestaltung auf 
der Universität für Bodenkultur im Inge-
nieurbüro Neukirchen. 

1995 wechselte er zur Stadt Wien, wo 
er zu Beginn in der damaligen MA 40 – 
Technische Grundstücksangelegenheiten 
als Referent im Dezernat Liegenschafts-
bewertung tätig war. 1998 stieg er zum 
Leiter des Dezernats „Miet- und Nutz-
wertberechnung“ auf. Nach einer halbjäh-
rigen Jobrotation bei „Wiener Wohnen“ 
kehrte er wieder als Leiter der Gruppe 
„Miet- und Nutzwertberechnung“ in die 
nunmehrige MA 25 zurück. Im November 
2008 wurde Jarolim stellvertretender Ab-
teilungsleiter der MA 25, ab Jänner 2009 
Leiter der Stabsstelle Support und Kom-
munikation. Zwei Jahre später, im No-
vember 2010, erfolgte die Bestellung zum 
Leiter der MA 25. Mit Juni 2017 erfolgte 
der Wechsel in die Baudirektion als Leiter 
der Kompetenzzentrums „Bauforschung, 
Regulative Bau, Ingenieurservices, Nor-
men im Geschäftsbereich“ und zum Be-
diensteten mit Sonderaufgaben gemäß 
§9 GOM. 

Seit 1. August 2021 leitet Jarolim die 
Wiener Stadtbaudirektion.

Mag.a Marion   
Winkler

Neue Bereichsleiterin für 
 Informationsfreiheit und 
 Antikorruption

Marion Winkler beendete 1993 erfolg-
reich ihr Studium der Rechtswissenschaf-
ten an der Universität Graz und trat 1995 
als rechtskundige Bedienstete in den 
Dienst der Stadt Wien, Ausbildungsbe-
reich Bezirksämter, ein. Nach Stationen 
als Referentin für Wohnrechtsangelegen-
heiten für die Bezirke 1, 8 und 9 (MA 16), 
als Dezernentin für den Bereich Behin-
dertenhilfe sowie als Abteilungsleiter-
Stellvertreterin (MA 12) und nach einer 
halbjährigen Jobrotation bei den Salinen 
Austria in Bad Ischl begann sie als Lei-
terin eines Rechtsreferats in der Magis-
tratsdirektion (Zivil- und Strafrechtsan-
gelegenheiten). 

Von 2002 bis 2004 absolvierte  Winkler 
den Management-Lehrgang für Nach-
wuchsführungskräfte. Im Juli 2007 wur-
de sie Leiterin der Gruppe Schlichtungs-
stelle in der MA 50 (Wohnbauförderung 
und Schlichtungsstelle für wohnrechtli-
che Angelegenheiten), 2009 Leiterin der 
MA 69 (Immobilienmanagement). 

Mit 25. August 2021 wurde ihr der 
Aufgabenbereich als Bereichsleiterin für 
Informationsfreiheit und Antikorruption 
übertragen.

Mag. Dr.  
Markus Raab

Neuer Gruppenleiter für Ver-
kehrswesen und Projektleiter 
für „Wien gibt Raum“

Markus Raab studierte Rechtswissen-
schaften an der Universität Wien und 
erlangte im Jahr 2000 sein Diplom. Kurz 
nach Eintritt in die Stadt Wien im Jahr 
2002 als rechtskundiger Bediensteter 
und Referent in einem Magistratischen 
Bezirksamt dissertierte Raab zudem er-
folgreich in seinem Rechtsstudium. Da-
nach war Raab in der MA 16 – Wiener 
Schlichtungsstelle in Wohnrechtsange-
legenheiten und der MA 65 – Rechtliche 
Verkehrsangelegenheiten tätig. 

2008 wurde er zum Leiter des Dezer-
nats Parkraumbewirtschaftung ernannt 
und stellvertretender Abteilungsleiter 
der MA 65. 2014 wurde er zum Leiter 
der MA 46 – Verkehrsorganisation und 
technische Verkehrsangelegenheiten er-
nannt. 

Mit 1. August 2021 wurde Raab zum 
neuen Gruppenleiter für Angelegenhei-
ten im Verkehrswesen sowie Projektleiter 
für „Wien gibt Raum“ bestellt. Als Leiter 
der MA 46 – Rechtliche Verkehrsangele-
genheiten übernimmt Markus Raab da-
mit zusätzlich die Sonderaufgaben von 
Mag. Leo Bubak, der mit Anfang August 
in Pension ging. 
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Fragen & Antworten

Ist mehr als eine Arbeits-
woche durchgehende 
 Pflegefreistellung möglich?

Julia Fichtl: Bis jetzt war das nicht möglich, doch die 
Zeiten ändern sich ständig. Patchwork-Familien sind 
die neue Normalität, auch dass ein Elternteil getrennt 
von seinem Kind lebt, ist längst keine Seltenheit mehr. 
Darum gilt seit dem Juli 2013 – auf Intervention der 
 younion _ Die Daseinsgewerkschaft – dass auch Be-
dienstete, die nicht im gemeinsamen Haushalt mit ih-
rem Kind leben, eine Pflegefreistellung in Anspruch 
nehmen können.  

Nun ist der younion _ Die Daseinsgewerkschaft ein 
weiterer Meilenstein gelungen. Die meisten von uns 
 wissen wahrscheinlich aus Erfahrung, dass sich Erkran-
kungen unserer Kinder nicht nach gesetzlich einge-
schränkten Zeiträumen richten und dass es darum durch-
aus sein kann, dass eine durchgehende Pflegefreistellung 
von mehr als einer Arbeitswoche erforderlich ist. 

Die Dienstgeberin hat nun auf die angeregten Ände-
rungen reagiert und das Gesetz im Sinne der Bediens-
teten an die Realität angepasst. Die Begrenzung auf 
sechs Werktage pro Anlassfall entfällt. Somit kann die 
zweite Woche der Pflegefreistellung bei Kindern, die das 
 zwölfte Lebensjahr noch nicht erreicht haben, den Be-
dürfnissen der Betroffenen entsprechend in Anspruch 
genommen werden. 

julia.fichtl@wien.gv.at

Ist ein Freijahr bzw. Frei-
quartal für Teilzeitkräfte 
möglich?

Regina Müller: Ein Freijahr bzw. Freiquartal war bisher 
nur für Vollzeitkräfte möglich, also für MitarbeiterInnen 
mit 40 Stunden Beschäftigungsausmaß. Mit Kundma-
chung gilt diese Regelung nun auch für alle Teilzeitkräf-
te.  Dabei ist zu beachten, dass es zu finanziellen Ein-
bußen kommt. Auch auf die Pensionshöhe wirken sich 
Freijahr und Freiquartal aus.

Die Rahmenzeit für ein Freijahr beträgt fünf Jahre. 
Bedienstete bekommen in der Arbeitsphase 80 Prozent 
des Gehalts inkl. Nebengebühren und auch im Freijahr 
80 Prozent des Gehalts – allerdings ohne Nebengebüh-
ren. Nimmt nun eine Teilzeitkraft mit entsprechend 
reduziertem Monatsbezug ein Freijahr in Anspruch, so 
wird dieses Gehalt noch einmal reduziert. Die Rahmen-
zeit für ein Freiquartal beträgt ein Jahr, und das Gehalt 
wird um 25 Prozent reduziert.  

Aus frauenpolitischer Sicht ist diese Maßnahme kri-
tisch zu bewerten. Denn bei Teilzeitkräften mit grund-
sätzlich reduziertem Einkommen verringert sich das 
Einkommen für einen relativ langen Zeitraum noch 
einmal erheblich. Aus diesem Grund ist es der Gewerk-
schaft enorm wichtig, dass es in der Rahmenzeit zu 
keiner Verringerung des Stundenausmaßes bei Teilzeit-
kräften kommt. Eine Erhöhung des Stundenausmaßes 
ist jedoch möglich.   

regina.mueller@wien.gv.at

Sie fragen – wir antworten

Julia  
Fichtl

Regina  
Müller
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Es gibt immer wieder Fragen, wie etwas im Dienst- und Besoldungsrecht genau geregelt 
ist. Unsere FachreferentInnen informieren Sie in jeder Ausgabe über alle Details zu den 
häufigsten Themen.
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KFA

M it der fortschreitenden 
Technisierung und Digita-
lisierung nehmen psychi-

sche Belastungen am Arbeitsplatz 
stark zu. Stress führt nicht nur 
zu psychi schen und körperlichen 
Problemen – er erhöht auch die 
Gefahr für Berufsunfälle und Be-
rufskrankheiten. Arbeitspsycho-
logische Maßnahmen helfen, 
wirksam gegenzusteuern. „Die 
Arbeitspsychologie ist aber nur ein 
Teil der Arbeitsmedizin“, betont 
OÄ Dr.in Evelyne Wohlschläger-
Krenn, Ärztliche  Direkto rin des 
Arbeitsmedizinischen Zentrums 
der KFA. „Moderne Arbeitsmedi-
zin beschäftigt sich ganzheitlich 
mit den Einflüssen der Arbeitsan-
forderungen, der Arbeitsbedin-
gungen sowie der Arbeitsorgani-
sation auf die Gesundheit der 
MitarbeiterInnen. Aufgabe und 
Ziel sind die Beratung und Unter-
stützung sowohl der Arbeitneh-
merInnen als auch der Arbeitge-
berInnen bei allen Fragen rund 
um Arbeitsplatz und Gesundheit.“

Breites Leistungsspektrum
Dazu gehören allgemeine The-
men wie Mutterschutz, Unfallver-
hütung oder Erste Hilfe genauso 
wie die Unterstützung bei Fragen 
rund um berufsbezogene Schutz-
impfungen, Schutzausrüstungen 
oder zur gesundheitsgerechten 
Gestaltung und Einrichtung von 
Arbeitsplätzen.

Die MA 3 überträgt bereits seit 
Oktober 2020 die Verantwortung 
für die arbeitsmedizinische sowie 
die arbeitspsychologische Betreu-

Damit Arbeit nicht  
krank macht
Arbeitsmedizin wird aufgrund der steigenden beruflichen Anforderungen 
immer wichtiger. Für Stadt Wien-Bedienstete gibt es nun das neue 
 Arbeitsmedizinische Zentrum (AMZ) der KFA.

ung der Magistratsbediensteten 
schrittweise an das AMZ. Die 
 Sicherheitsfachkräfte verbleiben 
bei der MA 3 und führen in enger 
Abstimmung mit den Arbeitsme-
dizinerInnen des AMZ die präven-
tivdienstliche Betreuung fort.

Gesundheitsprävention
Damit haben Stadt Wien-Mitar-
beiterInnen nicht nur eine eigene 
Krankenkasse – die KFA Wien, 
und ein eigenes Krankenhaus – 
das Sanatorium HERA, sondern 
mit dem neu gegründeten Ar-
beitsmedizinischen Zentrum der 
KFA nun auch einen kompetenten 
und engagierten Ansprechpart-
ner in allen Belangen der Arbeits-
medizin.

„Der größte Nutzen für die Mit-
arbeiterInnen liegt in den Syner-

gieeffekten mit dem  Sanatorium 
HERA. Im Gesundheits- und 
Vorsorgezentrum können Auffäl-
ligkeiten rasch angeschaut und 
geklärt werden“, verweist die 
Verwaltungsdirektorin des AMZ, 
Heidemarie Täuber MSc. MBA., 
auf einen wesentlichen Vorteil. 
„Und im Fall des Falles kann in 
der HERA auch heilend eingegrif-
fen werden.“ Wertvolle Synergien 
für die Versicherten also, die der 
Kernmagistrat nicht erbringen 
könnte.

 
Arbeitsmedizinisches Zentrum
der Krankenfürsorgeanstalt der 
Stadt Wien
Hermanngasse 24-26, 1070 Wien 
+43 1 4000 45693 
arbeitsmedizin@sanatoriumhera.at
www.kfa.co.at/AMZ
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OÄ Dr.in Evelyne 
Wohlschläger-
Krenn

Ärztliche Direktorin 
Arbeitsmedizini-
sches Zentrum der 
KFA, stv. Leiterin 
Gesundheits- und 
Vorsorgezentrum 
Sanatorium HERA

Heidemarie Täuber, 
MSc.MSc.MSc.MBA.

Verwaltungsdirek-
torin Arbeitsmedi-
zinisches Zentrum 
der KFA, Leiterin Ge-
sundheitsmanage-
ment & Wissensma-
nagement 
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Corona

W ir vergessen immer  öfter,  
dass es in Österreich 
 Familien gibt, die schon 

lange vor dem Ausbruch des 
Corona-Virus an oder unter der 
 Armutsgrenze leben mussten. 
Diese wurden von der Corona-
Krise längst überrollt, können 
sich kaum mehr über Wasser 
halten. In den vergangenen ein-
einhalb Jahren sind es sehr  viele 
mehr geworden. Der Großteil von 
ihnen hat völlig  unverschuldet 
den Arbeitsplatz verloren, ist 
 Opfer von Einsparungen oder Be-
triebsschließungen geworden.

Arbeitslosigkeit wird oft nur 
durch nackte Zahlen und Fakten 
ausgewiesen, mit bunten Statis-
tiken dargestellt. Die Hoffnungs-
losigkeit, die sie bei den Men-
schen, die sich hinter diesen 
Zahlen verbergen, verursacht, 
wird einfach ausgeblendet – ge-
nauso wie die Vielzahl der psychi-
schen Folgewirkungen. Nicht zu 
wissen, wann man wieder  Arbeit 
findet und ob am 20. des Monats 
das Geld noch bis zum Monats-
letzten reicht, erzeugt Stress, 
nagt am Selbstwertgefühl, lässt 
einen vielfach verzweifeln.

Oft ist es nicht mehr möglich, 
den gewohnten Lebensstandard 
zu halten – bei allen Dingen, die 
Spaß, Vergnügen und Genuss 
bedeuten, muss zuallererst ge-
spart werden. Freizeitaktivitäten 
werden gestrichen, Urlaube auf 
unbestimmte Zeit  aufgeschoben, 
nur mehr billiges und damit min-
derwertigeres Essen gekauft. 

Und jetzt auch  
das noch!
Die Corona-Pandemie dauert schon fast zwei Jahre, Anzeichen für eine 
nächste Welle mehren sich. Wer setzt endlich die richtigen Maßnahmen, 
um von dieser Welle nicht verschluckt zu werden?

Geschenke zu Geburtstagen fal-
len immer kleiner aus, für neue 
Kleidung bleibt kaum mehr etwas 
über.

Schon für Erwachsene be-
deuten diese Einschränkungen 
herbe Verluste, die aufs Gemüt 
drücken. Nicht selten wird die 
Stimmung daheim aggressiv, ge-
reizt oder depressiv. Eine massive 
Belastung für jede Partnerschaft. 
Für  Kinder, die gerade erst ihren 
Platz in dieser Welt finden und 
erobern sollen, hat das aber noch 
eine ganz andere Dimension. 
Nicht das mitmachen zu können, 
was Gleichaltrigen wichtig ist, 
bedeutet, sich minderwertig und 
ausgeschlossen zu fühlen – und 
irgendwann auch ausgeschlossen 
zu werden. Die Folgen: Leistungs-
abfall in der Schule, Zurückge-
zogenheit, aufgestaute Aggres-
sionen und Protest. Aus all diesen 

Gefühlen werden nicht selten 
handfeste psychische Probleme.

Da hilft auch kein Laptop in 
der Schule, den die Bundesre-
gierung gönnerhaft im Rahmen 
der digitalen Offensive zur Ver-
fügung stellt. Vor allem, wenn es 
zu Hause keine oder nur eine sehr 
bescheidene Internetverbindung 
gibt, weil dafür das Geld einfach 
nicht reicht. Wir müssen endlich 
aufhören, Arbeitslosigkeit nur 
mit Zahlen begreifen zu wollen. 
Wir müssen uns bemühen, end-
lich die Schicksale dahinter zu 
sehen – und die Auswirkungen 
von Arbeitslosigkeit und Armut 
auf künftige Generationen ernst 
nehmen. 

felix.steiner@wien.gv.at

„Die sozialen Folgen der Pandemie 
werden uns alle betreffen.“

Viele Kinder leiden seit Beginn der Pandemie unter Einsamkeit, weil der 
Kontakt zu Gleichaltrigen fehlt
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„Vor verheerenden Auswirkungen für die 
Menschheit“ warnt der Weltklimarat in 
seinem aktuellen Lagebericht, der im 

 August 2021 veröffentlicht wurde. Als „bereits un-
umkehrbar“ werden darin eini ge Folgen der Klima-
erwärmung beschrieben, wie der 
Anstieg der Meeresspiegel und das 
Abschmelzen der Gletscher. Doch 
welche Auswirkungen hat der 
Klima wandel konkret für Wien? 

Mit einer kleinräumigen Klima prognose  haben 
sich  unter ande rem Wissenschafte rInnen der 
Zentral   an stalt für Meteorologie und Geodynamik, 
der Karl-Franzens-Universität Graz und der Universi-
tät Salzburg befasst und in ihrer Studie*) Klimasze-
narien für Österreich und für die Bundesländer be-
rechnet. Für Wien zeigt sich folgendes Bild:

 ¾ Mittlere Jahrestemperaturen in Wien steigen bis 
2050 von 10,2 °C auf mindestens 11,4 °C. Wien 
wird innerhalb der nächsten Jahrzehnte Athen – 
jedenfalls aus der Perspek tive der Hitze.

 ¾ Die jährlichen Niederschläge werden leicht zu-
nehmen, insbesondere im Winter.

 ¾ Bisher verzeichnete Wien durchschnittlich 4,8 
Tage  dauernde Hitzeperioden im Jahr. In naher 
Zukunft  werden es ca. 10 Tage sein, in ferner 
Zukunft sogar  zwischen ca. 15 bzw. 28 Tage.

 ¾ Momentan beträgt das Jahresmittel der Kälte pe-
rioden in Wien 15,8 Tage. In naher Zukunft wird 
sich die Zahl auf ca. 9 bis 10 Tage reduzieren.

Mehr Bewässerung
Hitzeinseln im dicht verbauten Gebiet werden für 
die Menschen in Wien zunehmend zu einem Ge-
sundheitsrisiko. Studien zeigen: In ganz Europa 
sterben deutlich mehr Menschen durch Hitzewellen 
als durch Stürme,  Hochwasser oder andere Wet-
terextreme. Verschärft wird die städtische  Hitze 
durch das Voranschreiten der Versiegelung, die die 
Ver sickerungsfähigkeit der Böden mindert. Felder, 
Parks etc. müssen künftig stärker bewässert werden, 

in der Land- und Forstwirtschaft wird es zu Ernte-
ausfällen kommen.

Neue Tier- und  Pflanzenarten werden  einwandern 
und heimi sche Arten verdrängen. Ganze Öko sys-

te me (z. B. Augebiete) könnten ge-
fährdet  werden. Auch das Absin-
ken des Grundwasserspiegels und 
die  Qualitätsveränderungen der 
Grund- und Oberflächen gewässer 
werden zu einer Herausforderung 

werden. Temperaturbedingt muss in Wien auch mit 
einer höheren Übertragungswahrschein lichkeit von 
neuen Krankheitserregern, wie dem West-Nil-Virus, 
und mit neuen Schadorganismen  gerechnet  werden.

Das sind nur einige Folgen von vielen. Um sich für 
all diese Herausforderungen zu wappnen, stellt die 
Stadtregierung den Klimaschutz ins Zentrum ihres 
Regierungsprogramms. Das Ziel: Wien will bis 2040 
 klimaneutral sein. Das heißt: Raus aus Öl,  Kohle und 
Gas. Welche Maßnahmen es dazu braucht, darüber 
berichten wir in der nächsten Ausgabe. 

chefredakteurin@fsg-hg1.at

Extreme Hitze, Starkregen, Sturm und  Waldbrände –   
welche  Folgen hat der  Klimawandel für Wien?

*) Projekt „ÖKS15 | Klimaszenarien für Österreich“
Studie, durchgeführt von der Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik der Karl- Franzens-Universität Graz und der Universität Salzburg, 
2016. Mit Hilfe modernster  Klimamodelle und auf Basis neuester Erkenntnisse aus der Klimaforschung wurden  Klima szenarien für Österreich 
und für die Bundesländer erstellt und  ausgewertet: www.wien.gv.at/umwelt/klimaschutz/anpassung.html

Hitze wie in Athen

Starke Hitze begünstigte die verheerenden  
Waldbrände in Athen
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„Worauf muss sich 
die Stadt verwaltung 
künftig einstellen?“

https://www.wien.gv.at/umwelt/klimaschutz/anpassung.html
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Kurzmeldungen

Ruhestand

Danke, 
Leo!

Mag. Leopold Bubak, Abteilungsleiter 
der MA 65 und Gruppenleiter für Ange-
legenheiten im Verkehrswesen sowie 
 Projektleiter für „Wien gibt Raum“, ist 
mit 1. August 2021 in den Ruhestand ge-
treten. 

Neben seinem Vorsitz im Personalgrup-
penausschuss A war er für die  younion 
und die Hauptgruppe 1 in vielen  Gremien 
unermüdlich tätig und hat sich für die 
KollegInnen eingesetzt. Unter seiner Ver-
antwortung hat sich der PGA A zu einem 
wichtigen Dreh- und Angelpunkt der 
 Personalvertretung entwickelt. 

Die Hauptgruppe 1 bedankt sich bei 
„Leo“ für seinen Einsatz – und wir 
wünschen ihm alles Gute für seinen 
Ruhestand!

Die Stadt Berlin hat Anfang September 
14.754 Wohnungen von den beiden pro-
fitorientierten Immobilienkonzernen 
Deutsche Wohnen und Vonovia gekauft 
und damit dem „freien“ Markt entzogen. 
Genau genommen ist es ein Rückkauf, 
denn die Häuser haben früher dem Land 
Berlin gehört. Zwischen 1990 und 2005 
hat Berlin rund 209.000 kommunale 
Wohnungen an private Immobilienriesen 
zu – aus heutiger Sicht – Schnäppchen-
preisen verkauft. Die Folgen sind bis heu-
te spürbar. Die Stadt wächst, und es man-
gelt massiv an bezahlbarem Wohnraum, 
die Mieten haben sich in den vergange-
nen zehn Jahren verdoppelt.

Vorbild Wien
Vielen Menschen in Berlin geht dieser 
Schritt der Landesregierung nicht weit 
genug. Im Rahmen der Initiative „Deut-
sche Wohnen und Co. enteignen“ fordern 
tausende BerlinerInnen in einem Volks-
entscheid am 26. September die Verge-
sellschaftung von 240.000 Wohnungen 

von privaten, profitorientierten Immo-
bilienriesen, die mehr als 3.000 Wohnun-
gen besitzen. Die AktivistInnen beziehen 
sich dabei auf den Artikel 15 des Grund-
gesetzes: Dort heißt es: „Grund und Boden 
… können zum Zweck der Vergesellschaf-
tung … in Gemeineigentum überführt 
werden.“ 

Die profitorientierten Immobilienriesen 
bauten zwar neue Wohnungen, aber nur 
im teuren Luxus- oder Eigentumssegment. 
Ihr Geschäftsmodell bestehe vor allem 
darin, Wohnungen aufzukaufen und die 
Miete zu erhöhen, sagen die  AktivistInnen. 
Durch die Vergesellschaftung entstünde 
ein  großes gemeinwohlorientiertes Woh-
nungsunternehmen, das  Neubau ankurble 
und sozial gestalten könne. Ziel der Initia-
tive sei es, in Berlin einen ähnlich hohen 
Anteil an gemeinwohlorientiertem, öffent-
lichem Wohnbau zu erreichen wie in Wien, 
wo Wohnen Teil der Daseinsvorsorge ist. 

Website: www.dwenteignen.de
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Wohnen
 
Re-Kommunalisierung von rund  
15.000 Wohnungen in Berlin

https://www.dwenteignen.de/
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Dienstfreistellung zur Kinder-
betreuung: 
Bei behördlicher Schließung von 
Kindergärten und Schulen (oder 
Teilen von diesen) aus Anlass der 
COVID-19-Pandemie sowie bei 
behördlicher Absonderung (Qua-
rantäne) von Kindern bei COVID-
19-Verdachtsfällen gilt Folgendes:

 ¾ Für Kinder bis zum vollende-
ten 14. Lebensjahr kann 
eine Dienstfreistellung für 
die Dauer der notwendigen 
Betreuung im Gesamtausmaß 
von neuerlich maximal vier 
 Wochen gewährt werden.

 ¾ Dieser Sonderurlaub ist von 
der Dienststellenleitung zu 
genehmigen. Der Nachweis 
für die Erfüllung der Voraus-
setzungen (siehe oben) ist 
der Dienststelle ehestmöglich 
vorzulegen. Unterbrechungen, 
aber auch der tageweise Ver-
brauch, sind möglich.

Betreuung von  Menschen mit 
Behinderungen und für Ange-
hörige von pflege bedürftigen 
Personen:
Eine bis zu vierwöchige Dienst-
frei  stellung kann auch im  Falle 
einer Betreuungspf l icht für 
Menschen mit Behinderungen 
 un abhängig von ihrem Alter, die 
in einer Einrichtung der Behin-
dertenhilfe oder einer Lehranstalt 
für Menschen mit Behinderungen 
bzw. einer höherbildenden Schu-
le betreut oder unterrichtet wer-
den und diese Einrichtung oder 
Lehranstalt bzw. höherbildende 
Schule auf Grund behördlicher 
Maßnahmen teilweise oder voll-
ständig geschlossen wird, ge-
währt werden. 

Überdies ist die Inanspruch-
nahme einer Dienstfreistellung 
möglich, wenn Menschen mit 
Behinderungen  üblicherweise 

Für Sie erreicht!

Hauptgruppe 1

Erfolgreich verhandelt

die persönliche Assistenz in An-
spruch nehmen und diese in  Folge 
von COVID-19 nun nicht mehr si-
chergestellt ist. 

Die Dienstfreistellung kann in 
diesem Fall von nahen Angehöri-
gen der zu betreuenden Person in 
Anspruch genommen werden. Ein 
gemeinsamer Haushalt wird nicht 
vorausgesetzt. 

Diese Regelung gilt auch für 
Angehörige von  pflegebedürftigen 
Personen, wenn deren  Pflege oder 
Betreuung kurzfristig in  Folge 
des COVID-19-bedingten Ausfalls 
 einer Betreuungskraft nicht mehr 
sichergestellt ist.

Für das Schuljahr 2021/2022 
darf in Summe das Gesamtaus-
maß der Dienstfreistellungen 
unabhängig vom Anlassfall von 
maximal vier Wochen nicht über-
schritten werden.

Pflegefreistellung für Kinder, 
die das 12.  Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben: 

Eine zweite Woche Pflegefrei-
stellung ist nun beim selben An-
lassfall zulässig. Dies gilt auch für 
Bedienstete, die nicht im gemein-
samen Haushalt mit dem Kind 
leben. 

Freijahr und Frei quartal für 
Teilzeit beschäftigte:
Seit 1.9.2021 ist dies auch für 
Teilzeitbeschäftigte möglich. Das 
Beschäftigungsausmaß darf wäh-
rend der Rahmenzeit nicht redu-
ziert werden – außer es besteht 
ein Rechtsanspruch. Eine Erhö-
hung ist natürlich zulässig.

Frühkarenz bei gleichge-
schlechtlicher Ehe:
Klarstellung, dass die Frühkarenz 
auch bei gleichgeschlechtlicher 
Ehe gebührt. 

Die ExpertInnen der Hauptgruppe 1 
sowie PersonalvertreterInnen und 
Ge werkschafterInnen in den Dienst-
stellenausschüssen stehen Ihnen 
 gerne zur  Verfügung! 
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Elend, Hunger, Ausbeutung 
und Demütigung: so lässt 
sich die Kindheit von Adel­

heid Popp, geb. Dworak, zusam­
menfassen. Sie wird 1869 als das 
15. Kind einer Weberfamilie in 
 Inzersdorf bei Wien geboren. Der 
Vater war  Alkoholiker, die Mutter 
mit den  vielen Kindern überlastet. 
Mit nur zehn Jahren muss  Adelheid 
die Schule verlassen, um als Dienst­
mädchen und als Heim­ und Fabrik­
arbeiterin Geld zu verdienen. Als 
ihr Bruder sie als 17­Jährige eines 
Tages zu einer Arbeiterversamm­
lung mitnimmt, ergreift sie das Wort 
und berichtet von unfassbarem 
Leid, von der Ausbeutung und der 
geistigen Vernachlässigung der 
Arbeiterinnen. Sie fordert Aufklä­
rung, Bildung und gleiche Rechte 
für Frauen. 

Widerstand aus der Parteispitze
Adelheids Rede sorgt für Aufsehen. Sie wird gebeten, 
 Artikel zu schreiben. Doch sie beherrscht weder die deut­
sche Grammatik noch die Rechtschreibung. All das holt 
sie mit eisernem Willen nach. Sie arbeitet nun jeden Tag 
zwölf Stunden in der Fabrik, abends liest sie über den 
Sozialismus und schreibt Artikel. An den  Wochenenden 
redet sie auf Parteiversammlungen. Da sie Frauenstreiks 
mitorganisiert, wird sie mehrmals verhaftet. Von 1892 bis 
1934 war Popp Redakteurin der von ihr mitbegründeten 
Wiener Arbeiterinnen­Zeitung. Gegen den erheblichen 
Widerstand der Parteispitze gründet sie 1902 den Ver­
ein sozialdemokratischer Frauen und Mädchen. 

Führende Politikerin der ersten Republik
1918 wird sie in den Parteivorstand der Sozialdemo­
kratischen Arbeiterpartei und in den Wiener Gemein­
derat gewählt, dem sie bis 1923 angehört; von 1919 

bis 1934 ist sie auch Mitglied des 
 österreichischen Parlaments. Sie for­
dert schon  damals vehement die 
Einführung  einer  Karenzzeit für Müt­
ter, die Errichtung von Entbindungs­
anstalten, die Gleichstellung der 
Frauen in der Ehe und im Beruf und 
selbstverständlich auch das Frau­
enwahlrecht und eine Quotenrege­
lung. Sie wagt es auch, die Frage 
der Prostitution zu thematisieren. 

1909 erscheinen – zunächst anonym –  
ihre Kindheitserinnerungen „Die Ju­
gendgeschichte einer Arbeiterin“. 
Schon im Erscheinungsjahr wird das 
Buch dreimal aufgelegt, es folgen 
weitere Auflagen und Übersetzun­
gen in viele Sprachen. 

Privat hatte Adelheid Popp  schwere 
Schicksalsschläge zu er tragen. 

Ihr Mann Julius Popp stirbt nur acht  Jahre nach der  
Heirat. Ihre zwei Söhne verliert sie in  jungen Jahren. 
Im Jahr 1933 tritt sie von ihren Parteifunktionen aus  
Altersgründen zurück. Sie selbst ist bereits von schwerer 
Krankheit gezeichnet, als die Nazis in Österreich ein­
marschieren. Popp stirbt am 7. März 1939 an einem 
Schlaganfall in Wien. 1949 wird ein Gemeindebau 
in Ottakring nach ihr benannt. Auch der Adelheid­
Popp­Park im 17. Bezirk und die Adelheid­Popp­ 
Gasse im 21. Bezirk erinnern an die kämpfende Frau 
und Arbeiterin. 

Adelheid Popp

Wegbereiterin der Frauenbewegung in Österreich

„Euch Frauen wollten sie immer 
besonders demütig und genügsam 
haben, um euch (…) auszunutzen.“

„Die  Sozialdemokratie 
kämpft gegen die 

schrankenlose Aus-
beutung der Frauen 

als Arbeiterinnen und 
 Angestellte aller Berufe.“
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